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Rainer Wieland 
neuer Präsident 
der Europa-
Union

Rainer Wieland, Vizepräsident des Europäi-
schen Parlaments, ist neuer Präsident der 

Europa-Union Deutschland. Der 54-jährige 
Europaparlamentarier wurde vom 57. Bun-
deskongress in Berlin mit überwältigender 
Mehrheit an die Spitze des Verbandes gewählt. 
Er folgt Peter Altmaier, der das Amt seit 2006 
bekleidete und nicht mehr zur Wahl antrat. Die 
Vizepräsidenten Eva Högl, Ernst Johansson und 
Thomas Mann wurden in ihrem Amt bestätigt. 
Neuer Generalsekretär ist Christian Moos.

 93 Prozent der rund 190 Delegierten aus 
dem ganzen Bundesgebiet sprachen sich in 
geheimer Wahl für Rainer Wieland aus, der 
bereits dem Präsidium der Europa-Union 
Deutschland angehörte. Seit 2001 hat Wie-
land den Landesvorsitz der Europa-Union 
Baden-Württemberg inne und war zuletzt 
einer von sechs Vizepräsidenten der Inter-
nationalen Europäischen Bewegung (Euro-
pean Movement International).

 Als neuer Präsident der größten überpar-
teilichen Bürgerinitiative für Europa kündigte 
Wieland eine Kommunikationsoffensive an: 
„Über Europa zu reden ist schwieriger gewor-
den, denn es gibt keine Blaupause aus der Kri-
se. Aber zugleich findet Europa heute ein neu-
es großes Interesse bei den Bürgern. Deshalb 
ist Aufklärung und Dialog zu Europa viel wich-
tiger geworden. Die Europa-Union sieht darin 
ihre besondere Aufgabe und Verantwortung.“ 

 Keine Überraschungen gab es bei der 
Wahl der Vizepräsidenten: die Bundestags-
abgeordnete Dr. Eva Högl, der Jurist Ernst 
Johansson und der Europaparlamentarier 
Thomas Mann wurden klar im Amt bestätigt. 
Schatzmeister bleibt Dr. Joachim Wuermeling, 
dem die Delegierten ihr einmütiges Vertrau-
en aussprachen. Als neuer Generalsekretär 
wurde Christian Moos gewählt. Damit folgte 

der Bundeskongress dem Vorschlag des neu-
en Präsidenten. Christian Moos, der als Leiter 
der Stabsstelle Europa beim Deutschen Be-
amtenbund tätig ist, war bislang Vorstands-
mitglied von EuropaProfessionell, der Haupt-
stadtgruppe der Europa-Union.

 Weitere Präsidiumsmitglieder sind (in al-
phabetischer Reihenfolge): Ralf Bingel (Brüs-
sel), Reinhard Bütikofer MdEP (Berlin), Anton 
Freiherr von Cetto (Bayern), Kristin Funke MdL 
(Schleswig-Holstein), Dr. Lutz Hager (Baden-
Württemberg), Ulla Kalbfleisch-Kottsieper 
(Thüringen), Dr. Sylvia-Yvonne Kaufmann 
(Berlin), Enrico Kreft (Schleswig-Holstein), 
Jürgen Lippold (Mecklenburg-Vorpommern), 
Heinz-Wilhelm Schaumann (NRW), Dr. Otto 
Schmuck (Berlin), Elisabeth Schnarrenberger-
Oesterle (NRW), Gabriela Schneider (Brüssel), 
Thomas Stölting (Hamburg), Michael Theurer 
MdEP (Baden-Württemberg), Wolfgang Zap-
fe (Niedersachsen). Kirstin Funke, Elisabeth 
Schnarrenberger-Oesterle, Gabriela Schnei-
der und Wolfgang Zapfe wurden neu ins 
Präsidium gewählt, die übrigen Mitglieder in 
ihrem Amt bestätigt.

 Für Peter Altmaier MdB, der fünf Jahre 
den Verband geführt hat, endete mit dem 
Bundeskongress in Berlin seine Amtszeit. 

europa-union deutschland Aktuelles aus P olitik und Verbandsleben 

Er stand für eine erneute Kandidatur als 
Präsident nicht mehr zur Verfügung. Auf 
Vorschlag des Präsidiums ernannte ihn der 
Bundeskongress zum Ehrenpräsidenten.

 Mehr zum Bundeskongress in Berlin  
lesen Sie in der nächsten Ausgabe von Euro-
pa aktiv.       
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Nicht nur der Zustand der Europäischen 
Union ist zur Zeit mehr als besorgnis-

erregend, auch das Wissen um sie und die 
Stimmung gegenüber der EU sind erschre-
ckend. Sogar mit einem der Kernstücke der 
EU, dem Binnenmarkt, können viele gar 
nichts anfangen. Die aktuellen Debatten 
um Rettungsschirm, Stabilitätsmechanis-
mus und Wirtschaftsregierung überfordern 
nicht nur die Bürger, sondern offensichtlich 
auch manche Experten. Die Folge: Immer 
mehr Bürger schalten einfach ab. Europa 
ist auf das Engagement seiner Freunde wie 
der Europa-Union Deutschland immer mehr 
angewiesen.
 Das Stimmungsbild in der deutschen 
Bevölkerung gegenüber der EU ist sub-
optimal. Die großen Projekte der EU sind 
ausgelaufen. Das Ziel, die Vision – oder auf 
modern: das Narrative – sind abhanden 
gekommen. Das Krisenmanagement über-
lagert alles andere. Manche Experten und 
viele Medien schüren Ängste. Wer soll da 
noch durchblicken?

EinigE markantE ZahlEn

 Umfrageergebnisse illustrieren den Zu-
stand in grellen Farben und alarmieren 
zugleich. Sowohl das Wissen als auch die 
Stimmung lassen zu wünschen übrig.
 Dass die Deutschen den EU-Binnenmarkt 
sogar als Bedrohung empfinden und ganz 
offensichtlich bezweifeln, dass die wirt-
schaftliche Zusammenarbeit in der EU ge-
nerell Vorteile biete, geht aus einer Umfrage 
hervor, die die Europäische Kommission vor 
kurzem der Öffentlichkeit vorgestellt hat.
 Vor allem fürchten die Deutschen als 
Folge des Binnenmarkts schlechtere Arbeits- 
und Lebensbedingungen. Sie sehen im Zu-
zug von schlecht bezahlten Arbeitnehmern 
aus anderen EU-Mitgliedsländern Gefahren 
von Lohndumping.
 Dass ein Viertel der befragten Deutschen 
mit dem Begriff Binnenmarkt gar nichts an-
fangen konnte und nichts über dieses Kern-
stück der europäischen Integration wusste, 
spricht für sich.
 65 Prozent mutmaßen, dass der Binnen-
markt nur den Großunternehmen nütze. 27 
Prozent finden dies nicht.

 64 Prozent sind der Meinung, der Bin-
nenmarkt habe Deutschland mit billigen 
Arbeitskräften überschwemmt. 29 Prozent 
verneinen dies.
 63 Prozent der Befragten meinen, der 
Binnenmarkt umfasse zu viele unterschied-
liche Länder. 30 Prozent halten dagegen.
 57 Prozent bestreiten, dass der Binnen-
markt den Lebensstandard gehoben habe. 
34 Prozent finden das indessen schon.
 56 Prozent sind sich sicher, dass der 
Binnenmarkt die Arbeitsbedingungen in 
Deutschland verschlechtert habe. Nur 34 
Prozent sind nicht dieser Meinung.
 51 Prozent sind ferner überzeugt, der 
Binnenmarkt habe auch dem Verbraucher-
schutz geschadet. 33 Prozent finden, das 
Gegenteil trifft zu.
 Auch im Zusammenhang mit der jüngs-
ten Finanzkrise kommt der Binnenmarkt 
nicht sonderlich gut weg. 50 Prozent der 
Deutschen widersprechen der These, er 
habe den negativen Einfluss auf die Krise 
begrenzen können. Bloß 32 Prozent finden 
das schon.
 Allerdings gibt es nicht nur Vorbehal-
te gegen den Binnenmarkt. Vier von fünf 
Deutschen meinen, dass er eine größere 
Auswahl an Produkten ermögliche, und drei 
von fünf Befragten geben an, dass der Bin-
nenmarkt Deutschland im Wettbewerb mit 
Amerika, Japan oder China stärke.
 Die Stiftung für Zukunftsfragen hat un-
ter ihrem Leiter Ulrich Reinhardt die „United 
Dreams of Europe“ erhoben. Der Professor 
der in Hamburg ansässigen Stiftung fand 
dabei folgendes heraus: 
 Wie reagieren die Deutschen auf die Fest-
stellung „Das zusammenwachsende Europa 
stellt eine große Zukunftschance dar“? Mit 
37 Prozent Zustimmung liegen sie nur ge-
ringfügig unter dem europaweiten Durch-
schnitt (39 Prozent).
 Obwohl die Deutschen gemeinhin als 
europaorientiert gelten, meinen doch 60 
Prozent und somit deutlich mehr als der 
Europadurchschnitt, dass sich Deutschland 
mehr um die eigenen als um die europä-
ischen Interessen kümmern sollte. Etwas 
zurückhaltender sind da die Jüngeren (56 
Prozent), am kritischsten sind Senioren und 
Frauen (jeweils 62 Prozent).
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In der Krise schalten viele EU-Bürger ab 
Wenn „das Narrative“ fehlt: Wenig Wissen, schlechte Stimmung

 Wie sehr man sich als Europäer fühlt, 
hängt auch in Deutschland vom Alter ab. 
Die jüngere Generation (15- bis 34-Jähri-
ge) bekennt sich zu 41 Prozent dazu, die 
ältere (von 55 Jahren aufwärts) tun sich da 
schwerer (33 Prozent). In dieser Frage gibt 
es ausnahmsweise keine unterschiedliche 
Ansicht bei Frauen und Männern (jeweils 
37 Prozent).
 Unterdurchschnittlich fällt auch die Zu-
stimmung zum Satz aus, wonach Europas 
Zukunft nur gemeinsam gelingen könne 
und die Länder daher gegenseitiger Unter-
stützung bedürften. Mit 46 Prozent verfehlt 
die Bundesrepublik den Europadurchschnitt 
von 51 Prozent. Hier zeigt die Statistik zwar 
keine Unterschiede zwischen Mann und 
Frau und nur geringe Abweichungen in den 
Altersschichten. Aber Ulrich Reinhardt, Leiter 
der Stiftung für Zukunftsfragen, verweist 
gegenüber EurActiv.de darauf, dass hier be-
sonders ostdeutsche und niedrig gebildete 
Bundesbürger (mit jeweils nur 39 Prozent) 
zur Unterdurchschnittlichkeit beitragen.

WEnig StolZ aufS EigEnE land

 Das alarmierend geringe Vertrauen in die 
eigenen Politiker rundet das Bild ab. Nur 7 
Prozent finden, dass sie Deutschland gut 
auf die Zukunft vorbereiten. Das ist exakt 
die Hälfte des europäischen Durchschnitts 
in dieser Frage.
 Das absolute Schlusslicht Europas bil-
den die Deutschen nach wie vor, wenn sie 
mit dem Satz „Ich bin stolz auf mein Land“ 
konfrontiert werden. 29 Prozent bekennen 
sich dazu. Zum Vergleich der Europadurch-
schnitt: 52 Prozent. Der Spitzenwert findet 
sich in Dänemark: 86 Prozent. Somit sind 
die Dänen ziemlich genau dreimal stärker 
stolz auf ihr Land als die Deutschen auf 
Deutschland.
 Mit Europa identifizieren sich also mehr 
Deutsche (nämlich 37 Prozent), als dass sie 
stolz auf ihr Land sind.
 Die Rückkehr zum alten Europa mit den 
alten Währungen kann sich europaweit nur 
gut jeder Vierte vorstellen, wobei generell die 
Jungen weit besser abschneiden als der all-
gemeine Europadurchschnitt von 28 Prozent. 
Dem Satz „Ich möchte das ‚alte Europa’ zurück 



diE Eu-idEntifikation dEr  
dEutSchEn im EurobaromEtEr

 Das Eurobarometer zeigt, wie sich der 
Identifikationsfaktor entwickelt: Sieht man 
sich eher als Bürger des eigenen Landes 
oder eher als Europäer? Hier sieht es gene-
rell nicht so gut aus mit der Identifikation 
als Europäer, das Europa-Feeling geht laut 
Eurobarometer eher zurück oder stagniert.
 Die Deutschen erweisen sich hier als Vor-
bilder: In der letzten Erhebung (Juni 2010) 
sahen sich 39 Prozent von ihnen ausschließ-
lich als Deutsche. Ein Jahrzehnt davor, im 
Juni 2000, waren es 45 Prozent.
 Als Deutsche UND Europäer sehen sich 
47 Prozent (2000: 39 Prozent, also ein deut-
licher Zuwachs). Umgekehrt, also als Euro-
päer und Deutsche, bezeichnen sich gegen-
wärtig 8 Prozent (2000: ebenfalls 8 Prozent). 
Ausschließlich als Europäer betrachten sich 
4 Prozent (früher: auch 4 Prozent). „Weiß 
nicht“ sagten jetzt ein, zur Jahrtausend-
wende waren es drei Prozent.
 Im EU-weiten Vergleich liegen die Deut-
schen mit ihrer Europa-Affinität sowohl in 
den Prozentzahlen als auch in der langjäh-
rigen Tendenz deutlich über dem Durch-
schnitt.
 Dieser EU-weite Durchschnitt zeigt stei-
gende Tendenz in der Betonung der eigenen 
Nationalität (von 41 auf 46 Prozent innerhalb 
des vergangenen Jahrzehnts); sinkendes Be-
kenntnis zur Kombination „Europa und eigene 
Nationalität“ (von 45 auf 41 Prozent); Stag- 
nation in der Kombination „Nationalität und 
Europa“ (7 Prozent) und sinkendes Bekenntnis 
als Nur-Europäer (also ohne Anführung der 
eigenen Nationalität) von 4 auf 3 Prozent. Die 
„Weiß nicht“-Antworten blieben von 2000 bis 
2010 mit 2 Prozent konstant.

Ewald König

Der Autor ist Chefredakteur von EurActiv.de. 
EurActiv.de ist Medienpartner der  

Europa-Union Deutschland.
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– mit Grenzen und nationalen Währungen; je-
des Land sollte für sich selbst verantwortlich 
sein“ stimmen die Deutschen zu 37 Prozent 
zu und liegen somit eindeutig pessimistischer 
als der europäische Durchschnitt.

führEndE dEutSchE rollE  
in dEn uSE

 Wenn es jemals die „United States of Eu-
rope“ (USE) gäbe, würde – so der Wissen-
schaftler Ulrich Reinhardt - Deutschland 
darin eine führende Rolle spielen. Einerseits 

werde dies von allen anderen von Deutsch-
land verlangt, andererseits hätte Deutsch-
land allein wirtschaftlich keine Chance.
 Ein Blick in die Zukunft zeigt, wovon die 
Deutschen träumen, wenn sie an Europa 
denken. Die Einheitswährung oder die ge-
meinsame Wirtschaftsmacht werden über-
raschenderweise nur nachrangig genannt. 
Das Zukunftskonzept der Deutschen lautet 
in dieser Reihenfolge: Frieden, Freiheit, Le-
bensqualität, Menschenrechte, Sicherheit, 
Demokratie, Toleranz, der freie Arbeitsmarkt, 
Lebensstandard und Bildung.

Bild: Fotolia
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Die Unionsbürgerschaft 
Der (T)Raum für Freiheit, Sicherheit und Recht?

Google bietet zum Stichwort: „Raum der 
Freiheit, der Sicherheit und des Rechts“ 

etwa 2,2 Millionen Links und Verweise an. 
Schaut man bei der Europa-Union nach 
Veranstaltungen zu diesem Stichwort, ist 
da eher wenig vertreten. Etwa weil es um 
ein vermeintlich „sperriges“ Thema geht? 
Zugegeben, die Assoziationen zu dieser 
Wortkombination sind meistens eher nega-
tive Bilder, der „Raum“ ist eher spartanisch, 
hat Zellencharakter und ist übervoll mit 
an Frontex gescheiterten Flüchtlingen, die 
uns in den Nachrichten sehnsuchtsvoll als 
„Möchtegern-Europäer“ anschauen. Dieser 
„Raum“ hat nichts Einladendes, er ist eher 
Sinnbild der „Festung Europa“, die es zu ver-
teidigen gilt, gegen Menschen und gegen 
Ideen von Außen. Aber stimmt das?

 Beim „RFSR“ – so das gängige Kürzel – 
geht es um elementare Bedürfnisse. Es geht 
um die Würde des Menschen, die auf Freiheit 
und Recht gründet. Es geht auch um Sicher-
heit, um Vertrauen darauf, dass beide Werte 
dauerhaft sind für unsere Demokratie. Die 
norwegische Gesellschaft hat jüngst aus der 
Erfahrung heraus, dass Freiheit und Solida-
rität wichtige Nährstoffe für eine lebendige 
Demokratie sind, nach dem entsetzlichen 
Massenmord an 70 Jugendlichen auf einer 
Insel und weiteren sechs Menschen beim 
Bombenattentat in Oslo, in bewundernswer-
ter Weise deutlich gemacht, dass sie nicht 
„aufrüsten“ will, sondern dass sie versuchen 
wird, die freie, offene Gesellschaft weiter zu 

leben, im Glauben daran, dass es ihr mehr 
nützt, zivile Tugenden zu trainieren. 

Wir EuropäEr könnEn hiEr vom 
nicht-Eu-mitgliEd norWEgEn 

lErnEn!

 Was wir auch lernen sollten, ist die Tatsa-
che, dass wir die europäische Zivilgesellschaft 

– also die Unionsbürgerinnen und -bürger – 
nicht mehr nur mit vagen Vorstellungen von 
großen Strategien, mit Themen wie „Ratsprä-
sidentschaft“, „Demokratiedefizit“ und „Mit-
entscheidungsrecht“ wirklich an die Europä-
ische Idee binden können. Die Menschen in 
den Mitgliedstaaten haben längst akzeptiert, 
dass die Integrationspolitik der letzten 60 
Jahre Europa nach innen befriedet hat, dass 

in Europa gute Geschäfte gemacht worden 
sind, dass das Warten an Grenzen – bis vor 
kurzem – der Vergangenheit angehört hat. 
Jetzt erwarten sie, dass die Formeln der Prä-
ambeln des immer noch „zweigeteilten“ Lis-
sabonner Vertrages mit Leben erfüllt werden, 
dass aus dem kulturellen, religiösen und hu-
manistischen Erbe Europas, aus dem sich die 
unverletzlichen und unveräußerlichen Rech-
te des Menschen sowie Freiheit, Demokratie, 
Gleichheit und Rechtsstaatlichkeit als univer-
selle Werte entwickelt haben, dass sich dies 
auch in ihrem Alltag wiederfindet. Gleiches 
gilt für Verheißungen der „Besserung der Le-
bens- und Beschäftigungsbedingungen“ und 
zwar in allen Mitgliedstaaten!

 Möglicherweise werden die Bürgerinnen 
und Bürger ab 2012 im Rahmen der Euro-
päischen Bürgerinitiative die Fragen stellen, 
die im „Bericht über die Unionsbürgerschaft 
2010“ formuliert sind. Die Zukunft Europas 
wird künftig nicht mehr nur an den Ratsti-
schen in Brüssel, sondern auch an den Ver-
eins- und Kneipentischen in den Mitglied-
staaten „verhandelt“. 

 Der Bericht der EU-Kommission forscht 
anhand vieler Einzelbeispiele nach den Lücken, 
die trotz vertraglich garantierter Unionsbür-
gerschaft immer noch zwischen geltendem 
Europarecht und nationaler Wirklichkeit be-
stehen. Es geht um so alltägliche Dinge wie 
Ehefähigkeitszeugnisse, grenzüberschrei-
tende Scheidungen, Anerkennung von zivil-
rechtlichen Dokumenten, um strafrechtliche 
und strafprozessuale Unterschiede für Opfer 
und Täter. Es geht auch um staatsbürgerliche 
Rechte, die nicht allen Unionsbürgern glei-
chermaßen zugestanden werden. Kurzum, es 
geht um die Herstellung eines einheitlichen 
Rechtsraums, in dem die Unionsbürger auch 
ohne Anrufung von Gerichten zu ihrem guten 
Recht kommen.

 Die Europa-Union sollte sich verstärkt mit 
dem Thema Unionsbürgerschaft in allen sei-
nen Facetten befassen, denn das ist das Eu-
ropa, das für die Bürger wichtig ist. Wir sollten 
diesen Dialog mit Fachleuten wie Anwälten, 
Richtern und Staatsanwälten, mit Opferver-
bänden und den vielen europäisch orientierten 
Gesellschaften wie der Deutsch-Polnischen 
Gesellschaft führen. Mit jedem der 170 Um-
setzungsschritte des Stockholmer Programms, 
das den RFSR realer werden lässt, wird aus dem 
leeren Raum ein Stückchen Heimat entstehen. 
Die Bürger werden merken, dass sie Europa 
„zu Recht“ gewollt haben und dass es auch 
Recht garantieren kann. Im Verbraucherrecht 
gibt es dafür viele gute Beispiele. Wir sollten 
den Raum der Freiheit, der Sicherheit und des 
Rechts auch in den Mittelpunkt unseres neuen 
Grundsatzprogramms stellen. Dann wird ganz 
nebenbei auch ein (T)Raum wahr werden.

Ulla Kalbfleisch-Kottsieper

Die Autorin ist Leiterin der Stabstelle  
Europäische Integration und Rechtspolitik 

im Justizministerium von Thüringen  
und Mitglied des Präsidiums der  

Europa-Union Deutschland.

Bild: EU-Kommission
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Aus dem
Bundesverband

Verglichen mit dem amerikanischen 
Präsidenten Barack Obama ist die Zahl 

der Facebook-Freunde der Europa-Union 
recht überschaubar. Während Obama fast 
24 Millionen Anhänger auf Facebook hat, 
kommen wir derzeit auf etwas mehr als 
1.600. Damit liegen wir immerhin noch 
vor unserem Jugendverband - die Jungen 
Europäischen Föderalisten haben 1.400 
Fans. Die meisten Parteien in Deutsch-
land erreichen via Facebook allerdings 
auch nur einige tausend Personen. Sind 
Facebook und andere soziale Medien wie 
Twitter oder YouTube also etwas typisch 
Amerikanisches, was bei uns kaum eine 
Rolle spielt? Mitnichten. Der Blick über den 
großen Teich zeigt, was in Sachen Web 2.0 
alles möglich ist. 

SoZialE mEdiEn Sind Wichtig  
für diE politiSchE kommunikation

 In der politischen Kommunikation werden 
soziale Medien weltweit immer wichtiger. 
Alle großen Organisationen, Unternehmen 
und Parteien sind heutzutage nicht nur mit 
einer Webseite im Internet vertreten, son-
dern tummeln sich auch in sozialen Netz-
werken, um die Menschen da abzuholen, wo 
sie mehr und mehr unterwegs sind. Bereits 
800 Millionen Menschen sind bei Facebook 
registriert, Tendenz steigend. Bei den Bun-
destagswahlen 2013 und den Europawahlen 
2014 werden soziale Medien in Deutschland 
verstärkt zum Einsatz kommen. 

intErnEtaktivitätEn ErgänZEn diE 
klaSSiSchE vErbandSarbEit 

 Auch für traditionsreiche Verbände wie 
die Europa-Union bieten soziale Plattfor-
men eine zusätzliche Möglichkeit, für sich zu 
werben und auf Aktivitäten und politische 
Positionen aufmerksam zu machen. Dabei 
sollen unsere Aktivitäten im Internet die 
klassische Verbandsarbeit aber nicht erset-
zen, sondern ergänzen. Der direkte Kontakt 
zu den Bürgern ist durch nichts zu ersetzen. 
Auch künftig wird der Bundesverband die 
Europa-Arbeit vor Ort unterstützen – Pu-
blikationen, Mitgliederzeitschrift, Flyer und 
Werbemittel gehören dazu.

 Daneben werden wir in unserer Öffent-
lichkeitsarbeit aber ein besonderes Augen-
merk auf das Internet legen. Bereits vor ei-
nem Jahr haben wir unsere Webseite www.
europa-union.de grundlegend überarbei-
tet und bieten diese nun auch den Lan-
des- und Kreisverbänden zur Übernahme 
an. Einige Landesverbände arbeiten schon 
mit dem neuen System. Seit diesem Jahr 
betreut der Bundesverband auch den Ter-
mindienst www.europatermine.de, wo alle 
Veranstaltungen rund um Europa aufge-
führt werden. Zukünftig wird es den Dienst 
europaweit geben.

 Um Informationen über die Europa-Uni-
on zu verbreiten, verschicken wir einmal 
im Monat einen kostenfreien Newsletter 
per E-Mail an rund 2.500 Abonnenten. 
Über Twitter erreichen wir darüber hin-
aus mehrere hundert Interessierte. Auch 
unser bisheriger Präsident, Peter Altmaier, 
zählt seit ein paar Wochen zu den eifrigen 
Verfassern von tweets, wie die Kurznach-
richten auf Twitter heißen (twitter.com/pe-
teraltmaier). Neben Facebook hat die Eu-
ropa-Union auch eine Gruppe im sozialen 
Netzwerk XING mit über 1.500 Mitgliedern. 
Einige unserer Landes- und Kreisverbände 
haben ebenfalls Profile in sozialen Netz-
werken angelegt. 

mit WikipEdia ErZiElEn Wir  
brEitEnWirkung 

 Teil unsere Medienstrategie ist auch die 
Online-Enzyklopädie Wikipedia. Wer sich im 
Internet über  die Europa-Union informie-
ren möchte und den Namen in eine Such-
maschine eintippt, bekommt als ersten Tref-
fer unseren Wikipedia-Eintrag angezeigt.  
Wikipedia zeichnet sich dadurch aus, dass 
das Nachschlagewerk frei und kostenlos zu-
gänglich ist, man zu (fast) jedem Thema dort 
Informationen findet und jedermann selbst 
Artikel bearbeiten und einstellen kann. An-
ders als auf den eigenen Webseiten, müssen 
Wikipedia-Beiträge neutral geschrieben sein. 
Bloße Werbung oder politisch einseitige Po-
sitionierungen haben dort nichts zu suchen 
und werden von den Administratoren ent-
fernt. Gerade diese Kriterien kommen der 

Europa-Union zugute. Als überparteilicher 
Verband können wir sachliche Hintergrund-
informationen bei Wikipedia platzieren und 
gleichzeitig auf uns aufmerksam machen. 
Die Breitenwirkung ist enorm. 

bundESvErband biEtEt  
mEdiEnSEminarE an 

 Neben der Arbeit im Web 2.0 hat die 
klassische Pressearbeit nach wie vor ihren 
Stellenwert. Wie baue ich einen Pressever-
teiler auf? Was macht einen interessanten 
Bericht aus? Welche Veranstaltungen und 
Formate sind für Journalisten interessant? 
Um Antworten auf Fragen dieser Art zu ge-
ben, haben wir mit unserem Medienpartner 
EurActiv.de (www.euractiv.de) Seminare zur 
Medien- und Öffentlichkeitsarbeit konzi-
piert. Drei Schulungen haben in diesem Jahr 
bereits stattgefunden: In St. Martin, Berlin 
und Geilenkirchen haben mehrere Dutzend 
Mitglieder teilgenommen. Zunächst steht 
das ABC der Medienarbeit auf dem Pro-
gramm: Pressekontakte herstellen, Verteiler 
aufbauen, Pressemitteilungen schreiben 
und Berichte verfassen. Darüber hinaus 
laden wir Regionaljournalisten ein, um da-
rüber zu diskutieren, wie wir Europathemen 
besser in die Medien bringen. In einem Pra-
xisteil bekommen die Teilnehmer Tipps, was 
sie beim Schreiben beachten sollen und was 
man besser vermeidet. 

 Die Medienseminare bieten wir auch im 
kommenden Jahr an. Alle aktiven Mitstreiter, 
die sich mit Presse- und Öffentlichkeitsar-
beit befassen, sind dazu eingeladen.

Marco Schwarz

Europa-Union 2.0 
Neue Formen der Medien- und Öffentlichkeitsarbeit

Bild: Fotolia
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Die Herausforderungen an eine europäische 
Außenpolitik und den seit Ende 2009 im 

Aufbau befindlichen Europäischen Auswärtigen 
Dienst (EAD) haben Europa-Union Deutschland, 
Deutscher Beamtenbund (dbb) und die Vertre-
tung der Europäischen Kommission einer kriti-
schen Prüfung unterzogen. Thema ihres 16. Eu-
ropäischen Abends am 16. November in Berlin: 
„Europäische Außenpolitik – Marke ohne Kern?“

 Durch den Vertrag von Lissabon hat die Eu-
ropäische Union einen Auswärtigen Dienst und 
eine Hohe Vertreterin für Außen- und Sicher-
heitspolitik bekommen. Dennoch scheint es kei-
ne gemeinsame europäische Außenpolitik, kein 
einheitliches Auftreten nach außen zu geben. 
In fast allen wichtigen Fragen der Außenpolitik 
fällt es den Europäern schwer, mit einer Stimme 
zu sprechen – der Krieg in Libyen, der Israel-
Palästina-Konflikt und die Haltung gegenüber 
China sind nur einige der Knackpunkte. Bei der 
Begrüßung der knapp 400 Gäste, die sich im 
dbb forum versammelt hatten, warf daher die 
stellvertretende dbb Bundesvorsitzende Kirsten 
Lühmann die Frage auf, ob beim Aufbau einer 
europäischen Außenpolitik samt eines eigenen 
Europäischen Auswärtigen Dienstes, „alles be-
reits richtig und rund läuft“.

 „Europäische Außenpolitik ist etwas, das im 
Werden ist; sie ist ein Kern, der sich noch aus-
wachsen muss.“ Die Aussage, die sich wie ein 

roter Faden durch die Rede des tschechischen 
Außenministers, Karel Schwarzenberg, zog, 
blieb bei den Europakennern, die sich anschlie-
ßend auf hohem Niveau über Hemmnisse und 
Chancen europäischer (Außen-)Politik auf dem 
Podium austauschten, ohne Widerspruch. Auch 
dem Hinweis Schwarzenbergs, nicht zu ver-
gessen, dass europäische Außenpolitik immer 
noch von den Staaten gemacht werde, und sie 
diesen Bereich wesentlich stärker beherrschten 
als beispielsweise die Wirtschaftspolitik, stieß 
auf Konsens. Zugleich nutzten die Teilnehmer 
der von Eckart Stratenschulte (Europäische 
Akademie Berlin) moderierten Podiumsdiskus-
sion den Gedankenaustausch, vor dem Hinter-
grund der herrschenden Krise ihre eigenen Po-
sitionen zu überprüfen. Ein Fazit: Europa kann 
seine Geltung in der Welt nur behaupten, wenn 
es gelingt, möglichst schnell den Binnendiskurs 
der Nationalstaaten zugunsten gemeinsamen 
außenpolitischen Handelns aufzugeben. 

 Große Zuversicht, dass es dazu bald kommt, 
zeigten die Experten indes nicht. „Wirkliche 
Europäische Außenpolitik wird es erst dann 
geben, wenn wir Europäer in einer außen-
politischen Krise stecken.“ Dieser Prognose 
Schwarzenbergs hielt Thomas Risse, Professor 
am Otto-Suhr-Institut der FU Berlin, entgegen, 
dass es in den beiden zurückliegenden Jahr-
zehnten mehr als eine außenpolitische Kri-
sensituation gegeben habe, ohne dass die Eu-

ropäer zu einer gemeinsamen Linie gefunden 
hätten. „In Nordafrika ist die Glaubwürdigkeit 
Europas in die Luft gegangen“, erinnerte Ma-

nuel Sarrazin, Vorsitzender der Europa-Union-
Parlamentariergruppe im Bundestag, an die 
jüngste Vergangenheit. Gerade Deutschland, 
mahnte Botschafter a. D. Wolfgang Ischinger 
an, müsse seine außenpolitischen Positionen 
mit den anderen EU-Mitgliedstaaten besser 
abstimmen, insbesondere, so der Vorsitzen-
de der Münchner Sicherheitskonferenz, da 
es derzeit Mitglied im UN-Sicherheitsrat sei. 
Auch Georg Sabathil, Direktor beim EAD, for-
derte mehr gemeinsamen politischen Willen 
der europäischen Partner in der Außenpolitik 
ein. Der EAD stecke quasi noch in den Kinder-
schuhen, warb er um Verständnis: Dieser kön-
ne die an ihn gestellten hohen Erwartungen 
noch gar nicht erfüllen. 

 Gemeinsame Handlungsfelder, wo die 
Europäer bereits heute etwas erreichen kön-
nen, machten die Diskutanten bei der Un-
terstützung der Nachbarstaaten im Süden 
und Osten aus, um Rechtsstaatlichkeit und 
Good Governance zu fördern. Dabei komme 
auch den Parlamenten eine wichtige Rolle 
zu, so Manuel Sarrazin: „Über den Haus-
haltsausschuss kann auch der Bundestag 
deutsche Außenpolitik mitgestalten.“ 

 Die Europäer müssten endlich auch der 
Tatsache ins Auge sehen, dass „Europa ver-
teidigungspolitisch ein Zwerg ist“. Angesichts 
von Sparzwängen in den nationalen Vertei-
digungshaushalten liege es auf der Hand, 
die Ressourcen der EU-Mitgliedstaaten zu 
bündeln. „Wir sollten Mut haben, Neuland 
zu beschreiten.“ Dieser Appell Ischingers war 
zugleich die zentrale Botschaft des Abends.

(unter Mitwirkung von Christine Bonath)

Herausforderung Europäische Außenpolitik
Tschechischer Außenminister sprach auf Europäischem Abend

Prominente Redner und Experten auf dem Podium 
sorgten für ein volles Haus.

Manuel Sarrazin, Vorsitzender der Europa-Union-
Parlamentariergruppe im Deutschen Bundestag

Außenminister Karel Schwarzenberg  
Alle Bilder: Jan Brenner, dbb
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neuen Instrumenten und Formen der Öffentlichkeitsarbeit eine enor-
me Breitenwirkung, erreichen neue Zielgruppen, können unser eigenes 
Netzwerk besser pflegen und ausbauen. Wir können schneller auf Ent-
wicklungen reagieren, uns abstimmen, einmischen in laufende Debatten. 
Trotzdem: Der direkte zwischenmenschliche Kontakt, das persönliche 
Gespräch, Begegnungen sind natürlich durch nichts zu ersetzen. Beides 
hat seine Berechtigung und muss sich sinnvoll ergänzen: die klassischen 
Formen der Verbandsarbeit und die Arbeit mit den neuen Medien.

Schaumann: Was war aus Deiner Sicht in den letzten 20 Jahren 
der größte Erfolg in der Entwicklung der Europäischen Integrati-
on? Was der größte Misserfolg?
Kößling: Als ich Mitglied der Europa-Union wurde, gehörten der Eu-
ropäischen Gemeinschaft gerade mal 12 Mitgliedstaaten an, es gab 
keinen Euro und noch nicht einmal den Maastrichter Vertrag. Wir 
haben zweifellos seither große Fortschritte gemacht. Der „Quanten-
sprung“ war für mich der Europäische Konvent und der von ihm erar-
beitete Vertrag über eine Europäische Verfassung. Und im Scheitern 
dieses großartigen Projektes liegt für mich auch die größte Tragik.

Schaumann: Mitte der 90er Jahre haben wir beide das Konzept für 
eine Verfassungskampagne entwickelt, das vom Bundeskongress 
1997 beschlossen wurde. Was dachtest Du, als keine zwei Jahre 
später das Thema Europäische Verfassung in aller Munde war?
Kößling: Dass wir als EUD und UEF das richtige Thema zur rechten Zeit 
besetzt haben – gegen alle Widerstände und anfängliche Bedenken. 

Schaumann: Nun, das Projekt ist, Du hast es angedeutet, ja letztlich 
doch an Frankreich und den Niederlanden gescheitert. Hältst Du eine 
einheitliche Verfassung nach wie vor für richtig und realistisch?
Kößling: Ja. Und ich freue mich, dass dies mehrheitlich auch in unse-
rem Verband so gesehen wird. Im ersten Entwurf für das neue Grund-
satzprogramm, den wir gerade diskutieren, heißt es: „Ziel der europäi-
schen Einigung ist die Schaffung der Vereinten Staaten von Europa auf 
der Grundlage einer Verfassung.“ Das ist unsere Vision für das Europa im 
21. Jahrhundert. Die Europa-Union hat sich immer als ideeller Vorreiter 
der Europäischen Bewegung gesehen. „Europa neu denken“ – das ist das 
Motto dieser Tage. Und während so mancher Entscheidungsträger erst 
vor kurzem zu dieser Erkenntnis gelangt ist, haben wir die Debatte darü-
ber längst begonnen. Aber wir halten an unseren Grundwerten fest.

Schaumann: Was hältst Du für die gegenwärtig größte Heraus-
forderung an unseren Verband?
Kößling: Wir erleben gerade eine für Europa schwierige, ja dramatische 
Phase. Mehr denn je wird es darauf ankommen, dass wir die Stimme der 
Europa-Union hörbar machen, uns in den öffentlichen Diskurs einmi-
schen, Orientierung geben. Dabei gilt es das Vertrauen der Bürger, aber 
auch das der Eliten in das europäische Einigungswerk zurückzugewinnen. 
Dafür müssen wir unsere Strukturen stärken, unser Netzwerk auf den 
verschiedenen Ebenen noch enger knüpfen und das ehrenamtliche Enga-
gement mit innovativen und professionellen Maßnahmen flankieren. 
Ich bin überzeugt: Dafür sind wir gut gerüstet.

20 Jahre im Dienst der europäischen Idee
Bundesgeschäftsführerin Birgit Kößling blickt zurück

Am 1. Juli beging Birgit Kößling ihr              
20-jähriges Dienstjubiläum für 

die Europa-Union Deutschland. Im 
Interview mit Heinz-Wilhelm Schau-
mann blickt sie auf zwei Jahrzehnte 
bewegtes europäisches Leben zurück:

Schaumann: Birgit, Du hast nicht als 
Hauptamtliche bei der Europa-Union 
angefangen, sondern Du warst die 
Gründungsvorsitzende des Europa-
Union Kreisverbandes Leipzig. Was 
hat Dich damals in der Wendezeit 

zum Engagement für Europa bewogen?
Kößling: Persönliches Interesse und die Überzeugung, dass deut-
sche und europäische Einigung zwei Seiten derselben Medaille sind, 
vor allem aber die Sorge, dass wir uns über der ersten Euphorie der 
Wiedervereinigung, über enttäuschten Hoffnungen und Problemen 
der deutsch-deutschen Annährung in nationaler Bauchnabelschau 
verlieren würden. Die Mauern in den Köpfen überwinden helfen – das 
hat mich angetrieben und tut es heute noch. Und in der unabhängi-
gen und überparteilichen Europa-Union habe ich als schon immer 
Parteilose damals wie heute eine politische Heimat für meine Über-
zeugungen und mein gesellschaftliches Engagement gefunden.

Schaumann: Was war bei der Europa-Union Anfang der 90er Jah-
re anders als heute?
Kößling: Mitgliederzahlen, Kommunikationsformen nach innen wie nach 
außen und natürlich auch Instrumente, Strategien und Inhalte unserer Ver-
bands- und Öffentlichkeitsarbeit. Wir haben im Laufe der letzten 20 Jahre 
Fortschritte sowohl in der Verbandsentwicklung gemacht als auch viele 
Erfolge in unserer politischen Arbeit verbuchen können. Aber wo Licht ist, 
ist auch Schatten: 1991 hatte die Europa-Union weit über zwanzigtausend 
Mitglieder, doch wir standen vor einem massiven Überalterungsproblem. 
In allen neuen Bundesländern waren EUD-Landesverbände gegründet 
worden, es gab zahlreiche Kreisverbände; in der zweiten Hälfte der 90er 
Jahre waren von diesen anfänglich lebendigen neuen Verbandsstrukturen 
nicht mehr viele übrig. Heute sind wir „jünger“, wir haben die Doppelmit-
gliedschaft mit der JEF, die damals noch nicht einmal als Jugendverband 
anerkannt war, wir sprechen mit unseren EuropaProfessionell-Gruppen 
Berufstätige an. 1991 hatten wir „nur“ eine Parlamentariergruppe im 
Europäischen Parlament, heute sind wir mit eigenen Parlamentariergrup-
pen im Bundestag und in vielen Landtagen vertreten. Auch die wirklich 
existentielle Krise, die wir als Verband zur Jahrtausendwende durchleben 
mussten, haben wir mit vereinten Kräften erfolgreich überwunden; heute 
steht die Europa-Union auf finanziell gesunden Füßen.

Schaumann: Was denkst Du über die heutigen Kommunikations-
möglichkeiten? Sind sie effektiver als die damals?
Kößling: Unbedingt. Durch den Einsatz der neuen Medien sparen wir 
Zeit, Geld und logistischen Aufwand. Die Informations- und Kommuni-
kationswege sind kürzer und direkter geworden. Wir erzielen mit den 

Bildquelle:          Kati Jurischka
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Hinter der JEF liegt ein erfolgreicher 
Bundeskongress, der in diesem Jahr 

vom 7. bis 9. Oktober in Kiel tagte. Rund 
90 Delegierte und Gäste reisten an, um die 
vorliegenden Anträge zu beraten und zu be-
schließen. Auch die Debatte über das vom 
Bundesvorstand vorgelegte zehnseitige 
„Diskussionspapier für ein neues Grundsatz-
programm“ nahm einen zentralen Platz in 
der Tagesordnung ein.

 Seit dem letz-
ten Kongress zeig-
te sich Europa in 
keinem guten Zu-
stand. Die Arbeit 
der JEF war des-
halb geprägt von 
den Auseinander-
setzungen um die 
Schengener Ab-
kommen und den 
Verlust gemeinsa-
mer europäischer 
Werte im politi-
schen Betrieb. Da-
für sind nicht nur 
die rechtspopulis-
tischen Tendenzen 
in vielen Ländern 
ein besorgniserre-
gender Indikator, 
sondern auch die Tatsache, dass der Mit-
gliedstaat, der in der ersten Jahreshälfte 
2011 den Ratsvorsitz inne hatte, zahlreiche 
fragwürdige politische Entscheidungen 
treffen konnte, ohne dass dies zu deutlicher 
Kritik in der EU führte. Der Bundeskongress 
hat auch deshalb einen Antrag gegen den 
zunehmenden Rechtspopulismus verab-
schiedet, der dazu auffordert, europäische 
Werte offensiv zu verteidigen und Anti-Eu-
ropäern nicht das Feld zu überlassen. 

 Auch zu Ungarn hat sich die JEF positi-
oniert: Sie kritisierte einstimmig (bei drei 
Enthaltungen) mit sehr deutlichen Worten 
die ungarische Politik und forderte die euro-
päischen Regierungen und die Europäische 
Volkspartei, der die Fidesz angehört, auf, 
diesen Kurs deutlich zu kritisieren und, soll-
ten – wie derzeit diskutiert – rechtsstaat-

liche Prinzipien angegriffen werden, ein 
Verfahren nach Artikel 7 des EU-Vertrages 
anzustrengen.

 Verabschiedet wurde ferner ein Antrag 
zu einer gemeinsamen europäischen Flücht-
lingspolitik und einer besseren Kontrolle der 
Grenzschutzagentur Frontex durch das Eu-
ropäische Parlament. Damit nicht nur Pro-
blemdiskussionen zur EU im Vordergrund 

stehen, wünscht sich die JEF die Einführung 
eines EU-weiten arbeitsfreien Europatages 
am 9. Mai. 

 Der Bundeskongress beschäftigte sich 
natürlich auch mit der Eurokrise, die nach 
wie vor das drängendste und bedeutendste 
europapolitische Problem darstellt. Das The-
ma ist schwierig; die Auseinandersetzung 
damit aber nicht weniger als eine Existenz-
frage für unser europäisches Projekt. Da sich 
bereits der Bundesausschuss auf jeder Sit-
zung des vergangenen Jahres mit der Krise 
beschäftigt und jüngst einen ausführlichen 
Beschluss gefasst hat, standen zwar keine 
neuen Anträge zum Thema auf der Agenda, 
es wurde aber in World-Cafes darüber dis-
kutiert, ob ein Kerneuropa (z. B. mit einem 
„Eurozonenparlament“) gebraucht wird, oder 
wie mit dem Problem einer rein intergou-

vernementalen Vertiefung umzugehen ist. 
Weitgehende Einigkeit bestand darin, dass 
die bereits beschlossenen Maßnahmen zur 
Krisenintervention notwendig, aber unter 
demokratischen Gesichtspunkten ein ernst-
zunehmendes Problem sind. Deshalb muss 
frühzeitig darüber nachgedacht werden, 
wie die Parlamente nicht de jure, sondern 
de facto die Hoheit über Haushaltsfragen 
wieder zurückerlangen können.

 Im Rahmen der 
Krisendiskussionen 
wurde auch der Fra-
ge nachgegangen, 
inwieweit sich die 
Krise positiv oder 
negativ auf die Ent-
stehung einer eu-
ropäischen Öffent-
lichkeit auswirkt. 
Natürlich wurden 
auch grundsätzli-
chere Fragen an-
geregt diskutiert: 
Über die Rolle des 
Nationalstaats wur-
de gesprochen und 
auch der Weltföde-
ralismus war Thema. 
Jugendpolit ische 
Fragen wurden in 

Anbetracht der zunehmenden Jugendpro-
teste in Europa diskutiert. Ferner gab es Ar-
beitsgruppen, die sich mit Verbandsinterna 
beschäftigten. Hier standen die JEF Europe, 
die Durchführung von EU-Planspielen und 
das Mitgliedermagazin „treffpunkt.europa“ 
auf der Agenda.

 Zu Gunsten diskursiver Debatten gab es 
nur wenige Reden. Der Landesvorsitzen-
de der Europa-Union Schleswig-Holstein, 
Uwe Döring, begrüßte den Kongress und 
stimmte treffend ein: Sowohl der JEF als 
auch der Europa-Union komme in diesen 
Zeiten eine besondere Verantwortung zu. 
Beide Verbände müssten sich aktiv für 
die Weiterentwicklung der EU einsetzen. 
Die Schaffung einer gerechten, gemein-
samen europäischen Wirtschaftspolitik 
sei ebenso notwendig wie eine stärkere 

Europa muss weiter gehen! 
58. Bundeskongress der Jungen Europäischen Föderalisten

Teilnehmer des JEF-Bundeskongresses Alle Bilder: JEF Deutschland
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werben müsste, dass die Prinzipien Europas 
auch andernorts Geltung fänden.

 Der Bundesvorsitzende der JEF, Lars 
Becker, sprach von den aktuellen Heraus-
forderungen Europas und machte auf ei-
nen Zielkonflikt aufmerksam. Kurzfristig 
notwendige Maßnahmen zur Bekämpfung 
der Krise könnten langfristig selbst zu ei-
nem Problem für die EU werden. Die jetzt 
ergriffenen sowie die zu antizipierenden 
Maßnahmen führten zunehmend dazu, 
dass das System immer komplexer und da-
mit intransparenter würde und politische 
Verantwortung für den Wahlbürger nicht 
mehr zu lokalisieren sei. Dies sei ein gro-
ßes Problem für das europäische Projekt, 
da es zu einer geringeren Legitimation der 
Organe der EU führe und es deshalb nicht 
überraschend sei, wenn Akzeptanzproble-
me zunähmen. Die JEF müsse sich deshalb 
nachdrücklich dafür einsetzen, dass das 
politische System der EU möglichst einfach 
zu gestalten sei und die weitere Vertiefung 
nicht mit zunehmender Verantwortungs-
diffusion einherginge.

Vergemeinschaftung im sozialpolitischen 
Bereich. Der Landesvorsitzende der JEF 
Schleswig-Holstein, Hauke Petersen, er-
innerte an die sehr erfolgreichen Schen-
gen-Aktionen und betonte, dass sich die 
JEF auch in Zukunft mit solchen Aktionen 
für ein gemeinsames Europa Sichtbarkeit 
verschaffen sollte. Der stellvertretende 
Stadtpräsident Kiels, Rainer Tschorn, be-
grüßte die Delegierten und bekannte zu-
vor, dass er selbstverständlich Mitglied 
der Europa-Union sei.

 Für den Europaverband war die Präsiden-
tin der JEF Europe, Pauline Gessant, aus Pa-
ris angereist, die die Delegierten mit ihrer in 
Deutsch vorgetragenen Rede beeindruckte 
und über das Grundsatzprogramm der JEF 
Europe sowie die Europäische Bürgerinitia-
tive sprach. Das letzte Grußwort hielt An-
dreas Bummel, Vorsitzender des Komitees 
für eine demokratische UNO und langjähri-
ges Mitglied im Vorstand des World Fede-
ralist Movement. Bummel betonte, dass Eu-
ropa ein für andere Regionen vorbildliches 
regionales Integrationsprojekt sei und dafür 

 Die Diskussionen am Sonntag waren 
durch die Programmdebatte geprägt. Ob-
wohl sehr viele Delegierte sich grund-
sätzlich positiv über das Papier des Bun-
desvorstandes äußerten, zeigte sich sehr 
deutlich, dass es zwei unterschiedliche 
Grundhaltungen gibt. Während einige De-
legierte bemängelten, dass das vorgelegte 
Papier zu ausführlich geraten sei, ging der 
Entwurf anderen nicht weit genug. Es wird 
eine interessante Aufgabe für das kom-
mende Jahr werden, einen Interessenaus-
gleich zwischen diesen unterschiedlichen 
Ansätzen zu realisieren.

 Das gesellige Miteinander kam bei al-
lem Inhalt nicht zu kurz. Die gastgebenden 
Schleswig-Holsteiner organisierten für Frei-
tag- und Samstagabend ein sehr gelunge-
nes Rahmenprogramm, das ohne Zweifel 
entscheidend zur guten Stimmung auf dem 
Kongress beigetragen hat. Wie immer war 
die Zeit viel zu kurz!

Verantwortlich: Lars Becker

Auf Diskussionen folgten Abstimmungen. EUD-Landesvorsitzender Uwe Döring spricht zu den Delegierten.

Intensive Antragsberatung in den Arbeitsgruppen
(v. l. n. r.) Schatzmeister André Berberich, Bundesvorsitzender Lars Becker, 
Bundesgeschäftsführer Lutz Gude
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Zum Europäischen Kongress der Union 
Europäischer Föderalisten (UEF) kamen 

im März in Brüssel Delegierte aus den über 
20 nationalen Mitgliedsverbänden zusam-
men. Unter dem Motto „Ein föderales Eu-
ropa – Weichenstellungen für die Zukunft“ 
diskutierten die mehr als 200 Teilnehmer 
aktuelle Probleme und Herausforderun-
gen an die Europapolitik, um als vereinte 
föderalistischen Kraft auf die neuesten 
Entwicklungen in Europa zu reagieren. Dies 
vor dem Hintergrund, dass die Europäische 
Union vor dem akuten Dilemma steht, sich 
strategisch neu auszurichten. Ziel der UEF 
ist es daher, Entscheidungen in Richtung 
einer vertieften Integration, einer stärke-
ren Union und einer effizienteren Demo-
kratie zu lenken.

 UEF-Präsident Andrew Duff MdEP be-
grüßte neben den Delegierten und Gäs-
ten aus den UEF-Sektionen und der Jun-
gen Europäischen Föderalisten zahlreiche 
Vertreter der europäischen und interna-
tionalen Föderalisten-Bewegungen und 
Beobachter aus Politik und Gesellschaft. 
Zur Eröffnung sprach der Präsident des 
Europäischen Parlaments, Jerzy Buzek. 
Er betonte, dass nicht nur Instrumente 

nötig seien, um den Erfolg des europäi-
schen Projekts zu gewährleisten, sondern 
auch der politische Wille und das Geld 
zur entsprechenden Finanzierung. Jetzt 
müsse es zudem mehr interparlamenta-
rische Kooperation und nicht nur Zusam-
menarbeit zwischen den Regierungen 
geben. Buzek bedauerte, dass es trotz der 
Beteiligung einiger EU-Mitgliedstaaten 
an den Interventionen in Libyen keine 
gemeinsame Mission unter EU-Flagge 
gegeben habe.

 In einer Video-Botschaft wandte sich 
Viviane Reding an den UEF-Kongress. Die 
Vizepräsidentin der Europäischen Kommis-
sion wies auf die dringende Notwendigkeit 
hin, eine engere Verbindung zwischen den 
Institutionen und den Bürgern in Europa zu 
schaffen. In einer Podiumsdiskussion nah-
men mit Elmar Brok (Deutschland), Isabelle 
Durant (Belgien) und Andrey Kovatchev 
(Bulgarien) hochrangige Mitglieder des Eu-
ropäischen Parlaments zu Fragen der Wirt-
schaftsregierung, Sicherheits- und Ver-
teidigungspolitik sowie zur Europäischen 
Bürgerinitiative Stellung.

 Der zweite Tag des Kongresses war ge-
prägt durch die lebhafte Debatte in poli-
tischen Kommissionen: Wichtige Impulse 
hierfür lieferten mit ihren aktuellen Ana-
lysen Alberto Majocchi (Präsident des In-
stituts für ökonomische Analysen) in der 

AG Globaler Wandel und Wirtschaftsre-
gierung, Pierre Vimont (Generalsekretär 
des Europäischen Auswärtigen Diens-
tes) in der AG Außen-, Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik und Sylvia-Yvonne 
Kaufmann (Präsidiumsmitglied der Euro-
pa-Union Deutschland) in der AG Euro-
päische Bürgerinitiative. Höhepunkt war 
die Rede von Mario Monti (ehemaliger 
EU-Kommissar und seit wenigen Tagen 
italienischer Regierungschef) zu den He-
rausforderungen der Finanzkrise. 

 Der Kongress beschloss eine Reihe von 
Anträgen und Resolutionen, darunter den 
Leitantrag „Eine Europäische Föderalisti-
sche Union – Zeit zu entscheiden!“, der An-
haltspunkte für die Arbeit bis zu den Euro-
pawahlen 2014 gibt. (Alle Texte sind unter 
www.federaleurope.eu zu finden.)

 Am Ende des Kongresses standen die 
Wahlen zum neuen Vorstand und Bun-
deskomitee an: Dem liberalen britischen 
Europaabgeordneten und bisherigen 
UEF-Präsidenten Andrew Duff sprachen 
die Delegierten mit überwältigender 
Mehrheit ihr Vertrauen aus und dankten 
ihm damit zugleich für die vielen Akti-
onen in der Vergangenheit. Zu seinen 
Stellvertretern wurden erneut Philipp 
Agathonos (Österreich), Guido Montani 
(Italien) und Heinz-Wilhelm Schaumann 
(Deutschland) gewählt. Neu hinzu als Vi-

UEF

Mario Monti, ehemaliger EU-Kommissar

(v. l. n. r.) UEF-Generalsekretär Christian Wenning, 
EP-Präsident Jerzey Buzek und UEF-Präsident 
Andrew Duff  Alle Bilder: UEF

Ein föderales Europa – Weichenstellungen für die Zukunft
UEF will als vereinte Kraft die europäische Zukunftsdebatte mitbestimmen
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zepräsident kam der bulgarische Europa-
abgeordnete Andrej Kovacev. Olivier Hin-
nekens (Belgien) ist wieder Schatzmeister 
und Christian Wenning Generalsekretär. 
Zu weiteren Vorstandsmitgliedern wur-
den gewählt: Till Burghardt (Schweiz), 
Jean-Guy Giraud (Frankreich), Francesco 
Ferrero (Italien), Andrea Kdolsky (Öster-
reich), Bettina Kümmerle (Deutschland), 
Nikos Lampropoulos (Griechenland), 
Paolo Vacca (Italien), Catherine Vieille-
dent (Belgien), Elina Viilup (Finnland) und 
Nikola Zivkovic (Serbien).

 Die Europa-Union Deutschland stellt 
mit Sylvia-Yvonne Kaufmann, Rainer Gie-
sel, Rainer Wieland MdEP, Heinz-Wilhelm 
Schaumann, Jana Steinmetz, Bettina Küm-
merle, Florian Ziegenbalg, Inge Dohrmann-
Nowak, Bernd Hüttemann, Otto Schmuck, 
Hermann Kuhn MdBB, Birgit Kößling, Sil-
ke Kaul, Ralf Bingel, Anton Freiherr von 
Cetto, Marc-Oliver Pahl, Victoria Schmid, 
Thomas Stölting und Axel Jürs insgesamt 
19 Mitglieder des Bundeskomitees. Sylvia-
Yvonne Kaufmann ist zudem künftig im 
Präsidium des Bundeskomitees.

 Marianne Hühn und Andreas-Christian 
Brandt wurden in den Schiedsausschuss 

gewählt. Rechnungsprüferin ist erneut 
Inge Dohrmann-Nowak.

 Dank des unermüdlichen Einsatzes von 
Delegationsleiter Rainer Giesel kann das 
Ergebnis der Wahlen als großer Erfolg ge-
wertet werden. 

 Andrew Duff sagte in seinem 
Schlusswort, er betrachte es als großes 

Privileg, für weitere zwei Jahre an der 
Spitze der Union Europäischer Föde-
ralisten zu stehen: Es ermögliche ihm, 
das politische Denken zu beeinflussen 
und die Debatte anzutreiben, welche 
Art von Europäischer Union wir sein 
wollen. Er und der Vorstand seien da-
von überzeugt, dass die Vertiefung der 
politischen Union der beste Weg in die 
Zukunft sei.    

Blick ins Kongressplenum

Union of European Federalists
Union des Fédéralistes Européens
Union der Europäischen Föderalisten 

So ist die UEF zu erreichen:

Union Europäischer Föderalisten (UEF)
Europäisches Sekretariat
Square de Meeûs 25
B - 1000 Brussels
Belgium

Tel: + 32 (0) 25 08 30 30
Email: info@federalists.eu
Homepage: www.federalists.eu

Über die Homepage www.federalists.eu kann jeder den kostenlosen E-Mail-Newsletter abonnieren,  
um aktuell über die Aktivitäten und Stellungnahmen der UEF informiert zu sein.

Öffnungszeiten:
Montag bis Donnerstag: 10.00 – 18.30 Uhr
Freitag: 10.00 – 16.00 Uhr
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Aus den
Landesverbänden

Island auf dem Weg 
in die EU
 Im Sommer 2010 haben die Beitrittsver-
handlungen zwischen der EU und Island be-
gonnen. Das Land ist seit Jahrzehnten fest 
in die europäischen Strukturen integriert, 
eine tadellose Demokratie und ein wichtiger 
Handelspartner der EU – einen Beitritt halten 
viele für längst überfällig. Doch im Zusam-
menhang mit dem Beitritt Islands zur Euro-
päischen Union bleiben noch viele Fragen 
offen. Einigen davon sind wir im Gespräch 
mit dem isländischen Botschafter Gunnar 
Snorri Gunnarsson nachgegangen.

 In einem interessanten Vortrag und wäh-
rend der anschließenden Diskussion brachte 
der aus Berlin angereiste Botschafter den 
rund 190 zumeist jungen Teilnehmerinnen 
und Teilnehmern sein nordisches Heimatland 
näher. Zwar hat Island mit knapp 320.000 
Staatsbürgern nicht wesentlich mehr Ein-
wohner als eine durchschnittliche deutsche 
Großstadt. Im Bereich der Fischerei ist das 
Land aber eine echte Großmacht. Die eu-
ropäische Fischereipolitik gilt denn auch 
als eines der wichtigsten Hindernisse für 
einen EU-Beitritt Islands. Zehn Prozent der 
Isländer sind im Fischereisektor beschäftigt. 
Wirtschaftlich verliert dieser Bereich zwar 
neben dem wachsenden Dienstleistungssek-
tor zunehmend an Bedeutung. Wesentlich 
seien aber nach wie vor die mit der Fischerei 
verbundenen Traditionen, so der Botschaf-
ter: „Dieser Bereich ist sehr wichtig für unsere 
Kultur.“ Das gilt auch für den Walfang, den 
Island nach einem langen Moratorium seit 
2006 trotz starker Proteste wieder industri-
ell betreibt. „Isländer betrachten Wale ohne 
Sentimentalität, für uns sind sie Tiere wie alle 
anderen“, erklärte der Botschafter. Aber auch 
dieses Problem könne gelöst werden: „Wenn 
alles andere geklärt ist, wird der Beitritt nicht 
am Walfang scheitern.“

 Denn die gleichberechtigte EU-Mit-
gliedschaft sei von großer Bedeutung für 
die Isländer. „Wir wollen bei wichtigen 
Entscheidungen endlich mitreden“, sagte 
Gunnarsson. Schließlich sei sein Land sogar 
Mitglied des Schengen-Raums – und damit 
„in mancher Hinsicht besser integriert als 
einige EU-Mitglieder“. Über 70 Prozent des 

Gemeinschaftsrechts habe Island bereits 
übernommen – und Wort für Wort ins Islän-
dische übersetzt. Denn die Isländer wachen 
sehr über die Reinhaltung ihrer Sprache und 
ersetzen Fremdwörter grundsätzlich durch 
Wortneuschöpfungen. Seit 1964 besteht ein 
eigenes Komitee, das für neumodische Be-
griffe rein isländische Ausdrücke findet. An-
gesichts der umfangreichen Gesetzgebung 
aus Brüssel eine wahre „Mammut“aufgabe.

 Für Probleme im Hinblick auf den Beitritt 
sorgen auch die abgekühlten Beziehungen 
zu den Niederlanden und Großbritannien. 
Anfang 2010 legte der isländische Präsi-
dent Ólafur Ragnar Grímsson sein Veto ge-
gen das Gesetz über die Rückzahlung von 
fast vier Milliarden Euro wegen des Konkur-
ses der Icesave-Bank ein und wurde wenig 
später von den Isländern unterstützt: In 
einer Volksabstimmung sprachen sie sich 
mit überwältigender Mehrheit dagegen 
aus, die britischen und niederländischen 
Sparer zu entschädigen. Diese Entschei-
dung beeinträchtigte die Beziehungen zu 
den zwei wichtigsten Handelspartnern 
sehr. Großbritannien erklärte das kleine 
Land im Norden gar zum „terroristischen 
Staat“ – ein Schritt, den Botschafter Gun-
narsson im Plenarsaal des Landeshauses 
als „unglücklich“ bezeichnete.

 Der Botschafter hielt sich an den Titel 
der Veranstaltung und zeigte neben allen 
Hindernissen auch die Chancen des isländi-
schen EU-Beitritts auf. Denn nicht nur in der 
Bildungspolitik könne Europa viel von Island 
lernen: Während man in Brüssel noch dar-
um streitet, bis 2020 immerhin 20 Prozent 
der Energie aus erneuerbaren Quellen zu be-
ziehen, versorge sich die vulkanische Insel 
schon heute fast ausschließlich mit regene-
rativer Energie. Auch die Beschäftigungs-
politik ist vorbildlich: Die isländische Ar-
beitslosigkeit betrug Ende 2010 rund sechs 
Prozent. Was für andere EU-Staaten bereits 
ein Grund zum Feiern wäre, ist für Island 
ein durch die Krise bedingter historischer 
Höchststand: Traditionell befand sich das 
kleine Land mit einer Arbeitslosigkeit von 
maximal einem Prozent stets dicht an der 
Vollbeschäftigung. Der sprunghafte Anstieg 
der Arbeitslosigkeit sei ein großes Problem, 

Schleswig-Holstein

das man bald wieder in den Griff bekommen 
wolle, so der Botschafter. „Aber wir nehmen 
die Krise gelassen. Meckern entspricht nicht 
unserem Charakter.“ Wohl deshalb sind die 
Isländer die „zufriedensten Menschen der 
Welt“ – und vielleicht kann Europa auch in 
dieser Hinsicht viel von seinen nördlichsten 
Nachbarn lernen.

Wo ist Europa?
 Der T-Punkt liegt weit hinter der Sahara 
und die Stadtbibliothek in Sibirien. Aber wo 
genau liegt noch mal Polen? Beim Zeich-
nen einer riesigen Europakarte auf den 
Boden der Kieler Holstenstraße mussten 
zuerst die Mitarbeiter der Europa-Union ihr 
geographisches Wissen unter Beweis stel-
len. Unter dem Motto „Ich bin Europa – ein 
Europa-Forum zum Mitmachen“ war der 
Landesverband der Europa-Union mit ei-
nem Informationsstand in der Fußgänger-
zone vertreten. Besonderes Highlight war 
die mit Kreide gemalte große Europakarte. 
Während die Kleinen eifrig die Europakar-
te vervollständigten und bunt ausmalten, 
informierten sich die Älteren über Euro-
pa. Mithilfe von 27 gelben Blumen waren 
die Kieler aufgefordert, die europäischen 
Hauptstädte zu markieren. Teilweise keine 
ganz leichte Aufgabe, doch Hauke Peter-

Botschafter Gunnar Snorri Gunnarsson im Landtag 
in Kiel Bild: EUD Schleswig-Holstein
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sen stand den Passanten im Kostüm eines 
goldenen Europasterns mit Rat, Tat und In-
fomaterialien zur Seite.

Europa zu Gast  
in Rendsburg
 Wer hat die Pommes erfunden, wie vie-
le Abgeordnete hat das EU-Parlament und 
wann trat das Schengener-Abkommen in 
Kraft? Diese und andere knifflige Fragen 
stellten wir den Besuchern des Europain-
formationsstands auf der Norla in Rends-
burg. Vor allem das Glücksrad erfreute 
sich größter Beliebtheit. Von der Messeer-
öffnung am Donnerstagvormittag bis zum 
Ende der viertägigen Veranstaltung am 
Sonntagabend stand es kaum still, und die 
ehrenamtlichen Helfer der Europa-Union 
hatten alle Hände voll zu tun. Aber trotz 
des Besucherandrangs und den tropischen 
Temperaturen im Messezelt behielten sie 
einen kühlen Kopf, führten viele interes-
sante Gespräche mit den Bürgerinnen und 
Bürgern und verteilten Info-Materialien. 
Zwischendurch gab es prominenten Besuch: 
Die Europaabgeordneten Reimer Böge, Brit-
ta Reimers und Martin Häusling reisten zur 
Landwirtschaftsmesse nach Rendsburg und 
schauten am Europainformationsstand vor-
bei. Sie beantworteten Fragen und standen 

für Gespräche zur Verfügung. Britta Reimers 
und die Bundestagsabgeordnete Dr. Christel 
Happach-Kasan testeten auch gleich das 
Computerquiz der EU-Kommission: wo liegt 
eigentlich Helsinki?

 Die Europa-Union und das Europe-Direct 
Informationszentrum waren wie auch in 
den vergangenen Jahren wieder mit einem 
gemeinsamen Stand mit dem Europäischen 
Verbraucherzentrum, der Staatskanzlei, dem 
Verein der Europaschulen und dem Eurodesk 
vertreten. Die Kooperation hat sich bewährt, 
weil so die unterschiedlichen Ansprechpart-
ner für europäische Fragen in Schleswig-
Holstein zentral vor Ort waren.

Terminhinweis:

„Der europäische Traum –  
ausgeträumt? 
Wege aus der Krise Europas“

7.12.2011, 18.00 Uhr
Hörsaal A des Audimax  
der CAU zu Kiel, 
Christian-Albrechts-Platz 2
Veranstalter:  
JEF Schleswig-Holstein

Verantwortlich: Henrike Menze

Die Europaabgeordnete Britta Reimers (hinten) und die Bundestagsabgeordnete Christel Happach-Kasan 
testen ihr Wissen beim Europaquiz.  Bild: Staatskanzlei Schleswig-Holstein

Noch kein Mitglied bei der Europa-
Union Deutschland?
Dann werden Sie es jetzt! 

Als Mitglied erhalten Sie Einladungen 
zu Veranstaltungen, Informationsma-
terialien und unsere Mitgliedszeitung 
„Europa aktiv“. Knüpfen Sie bundes- 
und europaweite Kontakte zu ande-
ren engagierten Bürgern in unserem 
europaweiten Netzwerk. Gestalten Sie 
Europa durch Ihre Mitarbeit vor Ort 
und bestimmen Sie den europäischen 
Kurs mit! 

Ja, ich möchte Mitglied der EUROPA-UNION 
Deutschland werden.

    
Name, Vorname
    
Straße
    
PLZ, Wohnort
    
Beruf
    
Telefon
    
Fax
    
E-Mail
    
Geburtsdatum
    
Werber
    
Der Mitgliedsbeitrag wird gemäß der gel-
tenden Beitragsordnung der Landesverbände 
erhoben und beträgt mindestens 3,60 €  
monatlich (ermäßigt 1,80 €). Darin einge-
schlossen ist der Bezug der Mitgliederinfor-
mation „Europa aktiv“.    

Zudem erwerbe ich (ohne Mehrkosten) die 
Mitgliedschaft bei den Jungen Europäischen 
Föderalisten (JEF) bis zum 35. Lebensjahr. 

Ich ermächtige die Europa-Union, den Mit-
gliedsbeitrag per Lastschrift einzuziehen.

Konto-Nr.:    

Geldinstitut:    

BLZ:     

Diese Erklärung gilt bis zu meinem schrift-
lichen Widerruf.

 Ich möchte die Mitgliederzeitung „Europa  
aktiv“ nicht per Post, sondern ausschließlich als 
Online-Ausgabe (PDF-Format) an o. g. E-Mail-
Adresse gesendet bekommen.

    
Ort, Datum        Unterschrift

Bitte senden an: 

EUROPA-UNION Deutschland  
Sophienstraße 28/29, 10178 Berlin
Fax: (0 30) 3 03 62 01 39



14

Köhler zieht  
positive Bilanz
Mitgliederversammlung wählt 
neuen Vorstand

 Am 1. September fand in der Vertretung 
des Landes Hessen bei der Europäischen 
Union die diesjährige Mitgliederversamm-
lung des Brüsseler Verbandes der Europa-
Union Deutschland statt. Der Leiter, Fried-
rich von Heusinger, übermittelte die Grüße 
des hessischen Justiz- und Europaministers 
Jörg-Uwe Hahn sowie von Staatssekretärin 
Nicola Beer und hob in seiner Begrüßungs-
ansprache an die zahlreich erschienenen 
Mitglieder und Gäste die Bedeutung der 
Europa-Union sowohl in Hessen selbst wie 
auch am internationalen Standort Brüs-
sel für die europäische Integration hervor. 
Kontinuierlich habe sich die Europa-Union 
für ein Zusammenwachsen von Europa in 
nunmehr über 65 Jahren deutschlandweit 
eingesetzt, wofür besonderer Dank und An-
erkennung angebracht sei.

 Dr. Michael Köhler, Vorsitzender des 
Brüsseler Europa-Union-Verbandes, wies 
im Rechenschaftsbericht des Vorstandes 
auf zahlreiche erfolgreiche Aktivitäten hin. 
Die Präsenz der Europa-Union in Brüssel 
sei positiv aufgenommen worden und Ver-

anstaltungen wie 
die EU-Debriefings 
erfreuten sich einer 
großen Resonanz. 
Schatzmeister Gert 
Jauernig ergänzte 
den Bericht des Vor-
sitzenden um seinen 
Kassenbericht. EUD-
Präsidiumsmitglied 
und Vizepräsident 
des Europäischen 
Parlaments, Rainer 
Wieland, übermit-
telte die Grüße des 
Präsidiums der Eu-
ropa-Union Deutschland und dankte aus-
drücklich allen Vorstandsmitgliedern des 
Brüsseler Verbandes für deren Engagement. 
Es habe sich als richtig erwiesen, einen sol-
chen Verband ins Leben zu rufen und damit 
am Ort von politischen Entscheidungen in 
der EU als überparteilicher und proeuropäi-
scher Verband Flagge zu zeigen.

 Nach erfolgter Entlastung des Vorstan-
des leitete Rainer 
Wieland die Neu-
wahl des Vorstan-
des. Michael Köhler 
(Kabinettschef von 
Kommissar Günther 
Oettinger) wurde 
erneut zum Vor-
sitzenden gewählt. 
Seine Stellvertreter 
sind: Georg Becker 
(Europäisches Par-
lament – Büro Vi-
zepräsident Rainer 
Wieland) und Anna 
Haas (Europäisches 
Parlament – Büro 
Reinhard Bütikofer). 
Schatzmeister Gert 
Jauernig (Landes-
vertretung Baden-
Württemberg) wurde ebenfalls in seinem 
Amt bestätigt. Schriftführer ist Ralf Die-
mer (Leiter des VDA-Büros Brüssel). Zu 
weiteren Vorstandsmitgliedern wurden 
gewählt: Christina Altides (Europäisches 
Parlament – Referat Besuchergruppen), 
Ralf Bingel (Landesvertretung Hessen), 
Christian Bruns (Leiter Landesvertretung 
Bremen), Anna Echterhoff (Comece), Frank 
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Hoffmeister (Stellv. Kabinettschef von 
Kommissar Karel de Gucht), Robert Möhrle 
(Landesvertretung Hessen), Niels Schuster 
(Rechtsdienst im Ratssekretariat) und Pia 
Wenningmann (Leiterin Landesvertretung 
Rheinland-Pfalz). Rechnungsprüfer sind 
Marcus Breuer und Sebastian Dreyer.

 Vorsitzender Köhler dankte in seinem 
Schlusswort allen für ihr Engagement und 

freute sich auf zwei weitere Jahre guter Ko-
operation.

 Im Anschluss an die Mitgliederversamm-
lung fand das Sommerfest der Europa-Uni-
on Verband Brüssel statt. Viele Gespräche 
rund um Europa führten verbunden mit 
Kennenlernen und Kontakteknüpfen zu ei-
nem langen Abend.  

Der Vorstand bis 2013: (v. l. n. r.) Anna Echterhoff, Gert Jauernig, Christina 
Altides, Georg Becker, Ralf Diemer, Anna Haas, Christian Bruns, Pia 
Wenningmann, Dr. Michael Köhler, Frank Hoffmeister, Ralf Bingel, Niels 
Schuster und (in der Hocke) Robert Möhrle

Alle Bilder: EUD Verband Brüssel

Friedrich von Heusinger, Leiter der Hessischen 
Vertretung in Brüssel

Verband Brüssel

Volles Haus in der Hessischen Landesvertretung in Brüssel
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besser 
verstehen

Ein kurzer Überblick zur  
Europäischen Finanzstabilisierungs- 
fazilität (EFSF) und den wichtigsten  
Begriffen in der aktuellen  
Finanzmarkt- und Schuldenkrise.
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Die derzeitige Finanzmarkt- und Schuldenkrise stellt die Europäische Union vor eine harte Bewährungsprobe. Es besteht drin-
gender Handlungsbedarf sowohl auf nationaler als auch auf europäischer Ebene. Gemeinsam mit den Mitgliedstaaten suchen 
die Institutionen der Europäischen Union nach Lösungen zur Stabilisierung des Euro. Ein Auseinanderbrechen der Eurozone wür-
de alle Mitgliedstaaten, insbesondere Deutschland, wirtschaftlich schwächen und ihnen politisch schaden. In der öffentlichen 
Diskussion stehen die „Euro-Rettungsschirme“ im Fokus. Dabei ist zu unterscheiden zwischen den derzeitigen gemeinsamen 
Rettungspaketen des Internationalen Währungsfonds (IWF) und der Europäischen Union für Griechenland und dem Europäischen 
Finanzstabilisierungsmechanismus (EFSM), der aus dem EU-Budget finanziert wird. Hinzu kommt die Europäische Finanzstabili-
sierungsfazilität (EFSF), die nur die 17 Euro-Länder umfasst. Der EFSM und die EFSF greifen bis 2013 und sollen dann von dem 
dauerhaften Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) abgelöst werden. Neben der aktuellen Krisenbewältigung verfolgt die 
Europäische Union weiterhin ihre Ziele im Rahmen der Strategie 2020 für nachhaltiges Wachstum und Beschäftigung. Mit umfas-
senden, zielgerichteten Maßnahmen sollen die europäische Wirtschaft gestärkt und künftige Krisen verhindert werden.

Bei der Bewältigung der Schuldenkrise geht es nicht nur darum, hochverschuldete Staaten zu retten. Es geht vielmehr darum, 
unser aller Wohlstand für die Zukunft zu sichern. Nur wenn Europa die großen Herausforderungen, vor denen alle Volkswirtschaf-
ten stehen, gemeinsam bewältigt, wird es seine Bürgerinnen und Bürger, globalen Partner und die Märkte überzeugen können.

Wir verdanken der europäischen Integration über sechs Jahrzehnte Frieden, Freiheit und Wohlstand. Es ist in unser aller Interesse, 
auch künftig den Zusammenhalt in Europa zu bewahren.

Die Krise besser verstehen

Anleihen
Schuldverschreibungen eines Staates, die für eine gewisse 
Laufzeit zu einem bestimmten Zinssatz ausgegeben werden. 
Im Gegenzug erhält der Staat Kredite. Je höher das Risiko 
wird, dass ein Staat  die Kredite nicht zurückzahlen kann, 
desto niedriger wird der Kurs einer Staatsanleihe.

Bail-Out
Rettungsmaßnahme, bei welcher ein verschuldetes Land 
oder Unternehmen durch finanzielle Hilfe unterstützt wird.

Bankenstresstest
Test der Widerstandsfähigkeit von Banken in Krisensituati-
onen.

Bonität
Fähigkeit von Personen oder Staaten, Kredite zurückzahlen 
zu können. Die Kreditwürdigkeit der Staaten wird von Rating-
agenturen bewertet. Die höchste Bonität eines Staates lautet 
AAA/ Triple A.

Bürgschaft
Durch eine Bürgschaft verpflichtet sich der Bürge, im Fal-
le der Zahlungsunfähigkeit des Schuldners für diesen ein-
zuspringen. Zur Bewältigung der Schuldenkrise verpflichten 
sich die Euro-Länder als Bürgen für andere zahlungsunfähige 
Euro-Länder, damit diese Kredite erhalten.

CDS (Credit Default Swap)
Kreditausfallversicherung. Ein Kreditgeber kann diese Ver-
sicherung abschließen, indem er seiner Bank eine Prämie 
zahlt. Wird der Schuldner zahlungsunfähig, übernimmt die 
Bank dessen Schulden.

EBA
Europäische Bankenaufsichtsbehörde. Verantwortlich für den 
Bankenstresstest.
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Zahlen Zinsen

Vergibt Notkredite

Kaufen Anleihen

Zahlt Zinsen

EFSF
Europäische Finanzstabilisierungsfazilität

EuroländEr
Bürgen

KriSEnStaatEninvEStorEn

EFSF
Europäische Finanzstabilisierungsfazilität. Temporärer Ret-
tungsschirm bis 2013. Die EFSF wurde als private Zweck-
gesellschaft mit Sitz in Luxemburg gegründet. Gesellschaf-
ter sind nur die 17 Euro-Länder. Die EFSF vergibt Kredite an 
überschuldete Euro-Länder, um deren drohende Zahlungsun-
fähigkeit abzuwenden. Die anderen zahlungsfähigen Euro-
Länder bürgen anteilig für diese Kredite. Die Vergabe der 
Kredite wird an strenge Sparauflagen gekoppelt.

EFSM
Europäischer Finanzstabilisierungsmechanismus. Rettungs-
schirm der gesamten Europäischen Union, der aus dem EU-
Budget finanziert und bisher für die Unterstützung von Irland 
und Portugal eingesetzt wird. Damit sind indirekt alle EU-Mit-
gliedstaaten, also auch diejenigen, die den Euro nicht einge-
führt haben, beteiligt. Wird ab 2013 durch den ESM abgelöst.

Eurobonds
Gemeinsame Anleihen aller Euro-Länder zu einem einheitli-
chen Zinssatz.

ESM
Europäischer Stabilitätsmechanismus. Dauerhafter Ret-
tungsschirm der 17 Euro-Länder, der den temporären EFSF 
2013 ablösen soll. Der ESM sieht neben der Beteiligung der 
Staaten auch die Beteiligung der privaten Gläubiger vor. So 
wird eine geordnete Insolvenz von Krisenstaaten ermöglicht. 
Die Krisenstaaten müssen strenge Auflagen erfüllen, wenn 
sie die Kredite in Anspruch nehmen wollen.

EZB
Europäische Zentralbank. Hauptaufgabe: Gewährleistung der 
Preisstabilität im Euroraum.

Finanztransaktionssteuer
Steuer auf Umsätze aus Finanztransaktionen.

IWF
Internationaler Währungsfonds, Sonderorganisation der Ver-
einten Nationen. Hauptaufgaben: Förderung der internationa-
len Zusammenarbeit in der Währungspolitik, Ausweitung des 
Welthandels, Stabilisierung von Wechselkursen, Kreditverga-
be, Überwachung der Geldpolitik.

so funktioniert der 
rettungsschirm eFsF
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Europa-Union Hamburg

Hebelwirkung
Mobilisierung von privatem Kapital durch die Zusage von Bürg-
schaften oder staatliche Teil-Ausfallversicherungen. Es wird die 
Rückzahlung lediglich eines Teils des aufgenommenen Kredites 
bzw. der ausgegebenen Staatsanleihe (z. B. 30 Prozent) garan-
tiert. Somit kann insgesamt ein größeres Kreditvolumen erreicht 
werden.

Leerverkäufe
Verkauf von Waren oder Finanzinstrumenten (z.B. Devisen, 
Wertpapiere) über die der Verkäufer zum Verkaufszeitpunkt 
nicht verfügt.

No-Bail-Out-Klausel
Klausel aus dem Vertrag von Lissabon, jetzt Art. 125 AEUV 
(Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union), die 
festlegt, dass die EU-Mitgliedsstaaten nicht für die Verbind-
lichkeiten der anderen Mitgliedstaaten haften sollen.

Ratingagenturen
Internationale Agenturen, die die Kreditwürdigkeit von Staa-
ten und Unternehmen bewerten.

Rekapitalisierung der Banken
Wiederherstellung einer ausreichenden Kapitalausstattung 
der Banken durch staatliche Mittel zur Sicherung der Zah-
lungsfähigkeit der Banken. Dadurch sollen im Falle einer 
Staateninsolvenz sog. Ansteckungseffekte, d. h. negative 
Auswirkungen auf die Weltwirtschaft, verhindert werden.

Schuldenschnitt
Verzicht der Gläubiger auf einen Teil ihrer Forderungen bei 
Zahlungsunfähigkeit eines Unternehmens oder Staates.

Selective/ Restricted Default
Partieller Zahlungsausfall. Bedeutet, der Schuldner kann eine 
Verbindlichkeit nicht fristgerecht zurückzahlen, erfüllt aber 
andere Verpflichtungen weiter.

Six-Pack
Sechs neue europäische Gesetze (Verordnungen und Richt-
linien) mit dem der Europäische Stabilitäts- und Wachstum-
spakt verschärft wurde.

Stabilitäts- und Wachstumspakt
Vereinbarungen, die im Rahmen der Europäischen Wirt-
schafts- und Währungsunion für finanzpolitische Stabilität 
sorgen sollen.

Troika
Inspektoren aus EU, EZB und IWF.

Umschuldung
Bei Zahlungsunfähigkeit kann der Gläubiger sich mit den 
Schuldnern auf neue Rückzahlbedingungen einigen, etwa in 
Form von längeren Fristen oder niedrigeren Zinsen (sanfte 
Umschuldung). Verzichten die Gläubiger auf einen Teil ihrer 
Forderungen, dann nennt man das Schuldenschnitt oder har-
te Umschuldung (auch hair-cut genannt).

© Für den Inhalt verantwortlich :  
Europa-Union Hamburg /  
europe direct Info-Point Europa
Die Europa-Union Hamburg ist im Auftrag der EU-Kommission  
die Trägerin des Info-Point Europa in Hamburg. Im Info-Point  
können sich Bürgerinnen und Bürger, Unternehmen, Verbände, 
Vereine und Initiativen über Fragen rund um die Europäische 
Union informieren.

Adolphsplatz 1 
20457 Hamburg 
Tel. +49 (0) 40 41 91 91 04 
ipe@infopoint-europa.de 
www.infopoint-europa.de
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lich erläuterte er die einzelnen Facet-
ten des Deutsch-Polnischen Nachbar-
schaftsvertrags und ging dabei auf die 
polnische Sichtweise ein. Seine moderne 
Art der Vortragsweise unter Einsatz ver-
schiedener Medien erntete eine beson-
ders gute Resonanz.

 Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft 
der deutsch-polnischen Beziehungen 
waren Gegenstand einer hintergründigen 
Analyse von Prof. Dr. Stephan Garbe von 
der Ökonomischen Fakultät der Universi-
tät Koszalin.

 Der dritte Seminartag war vordergründig 
der Zukunft gewidmet, da es überwiegend 
um die Arbeit mit und von Jugendlichen im 
Rahmen der deutsch-polnischen Kooperati-
on ging.

 Mit viel Herzblut berichtete die Direkto-
rin des Gymnasiums in Czlopa, Wieslawa 
Bekker, wie Jugendliche ihrer Gemeinde ge-
meinsam mit Jugendlichen aus Deutschland, 
speziell der Partnergemeinde in Neuenkir-
chen, gute und freundschaftliche Kontakte 
pflegen. Anhand konkreter Beispiele doku-
mentierte sie, welche Möglichkeiten Part-
nerschaftsprojekte bieten.

 Für einen „runden“ Abschluss des Semi-
nars sorgte die Vorsitzende der Deutsch-
Polnischen Gesellschaft Vorpommern, Ma-
ria Burow: Sie informierte über die Ziele und 
Projekte ihres Vereins und zeigte auf, wie 
Partnerschaftsverbände „Europa leben“ und 
erleben können.

 Das 20. Deutsch-Polnische Seminar ist 
fest im Programm des Landesverbandes für 
2012 vorgesehen und bereits in Vorberei-
tung. Interessierte können sich gern bei der 
Landesgeschäftsstelle informieren:

Europa-Union Deutschland 
LV Mecklenburg-Vorpommern
Wieckhaus 53, 5. Ringstraße
17033 Neubrandenburg
Telefon: (03 95) 5 66 65 31
Telefax: (03 95) 57 06 58 00
E-Mail: europa-union-mv@t-online.de

Verantwortlich: Claudia Weigel

Landes, die sich angesichts der Krise um 
Finanzen und Stabilität vor schwierige He-
rausforderungen gestellt sieht.

 EUD-Präsidiumsmitglied Ulla Kalbfleisch-
Kottsieper, vielen als brennende Europäerin 
bekannt, brachte in ihrem Beitrag aktuelle Fak-
ten und neue Sichtweisen zur EU-Politik. Ihre 
aus föderalistischer Sicht vorgetragenen The-
sen regten zum Nachdenken, vor allem aber zu 
vielen Diskussionsbeiträgen an. Denn die von 
ihr genannten Beispiele aus dem Alltag hatten 
einen direkten Bezug zu den Teilnehmenden, 
sei es aus Polen oder Deutschland.

 Von ihren wertvollen Erfahrungen in 
der deutsch-polnischen Wissenschafts-
kooperation sprach die bereits seit langem 
mit dem Landesverband partnerschaftlich 
verbundene Prof. Dr. Jolanta Zieziula von 
der Universität Szczecin. Sie beschrieb 
viele konkrete Projekte der bilateralen Zu-
sammenarbeit im Bereich der Wissenschaft 
und Forschung. Dabei unterstrich Zieziula 

die wichtige Rolle des Nachbarschaftsver-
trages, der nunmehr seit 20 Jahren mit Le-
ben gefüllt werde. Jedes Projekt habe einen 
besonderen Wert.

 Aus Szczecin war erneut Dr. Arkadiusz 
Malkowski, ein langjähriger Freund der 
Europa-Union, angereist. Sehr anschau-

Mecklenburg-Vorpommern

Gelebte europäische 
Nachbarschaft
19. Deutsch-Polnisches Seminar 
in Bellin

 Alljährlich stellt das Deutsch-Polnische 
Seminar des Landesverbandes in an-
schaulicher Weise gelebte europäische 
Nachbarschaft dar. Viele Freunde der 
Europäischen Integration und Interes-
sierte aus Deutschland und Polen haben 
in den vergangenen Jahren das Ange-
bot der Europa-Union mit interessanten 
Themen, Referenten, Initiativen und Be-
gegnungen wahrgenommen. In diesem 
Jahr fand das gemeinsame Seminar Ende 
September in Bellin bei Ückermünde statt. 
Gewidmet war es dem Thema „Polen und 
Deutschland als enge Nachbarn in der EU 

– 20 Jahre Vertrag zwischen Deutschland 
und Polen über gute Nachbarschaft und 
freundschaftliche Zusammenarbeit“.

 Mit mehr als 50 Teilnehmenden – rund 30 
Deutschen und 20 Polen – ließ die Veran-
staltung europäisches Miteinander erlebbar 
werden.

 Iwona Kozlowska, 1. Botschaftsrätin an 
der polnischen Botschaft, referierte zur 
aktuellen EU-Ratspräsidentschaft ihres 

Bild: EUD Mecklenburg-Vorpommern
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Wolfram Kuschke 
Mitglied im europä-
ischen Lenkungskreis
 Eine ehrenvolle Berufung durch die Europä-
ische Kommission ist jetzt Landesvorsitzen-
dem Wolfram Kuschke MdL zuteil geworden: 
Kuschke ist Mitglied eines hochrangigen eu-
ropäischen Lenkungskreises, der sich mit dem 
aktiven und gesunden Altern in Europa be-
schäftigt. Dem 30-köpfigen Expertengremium 
unter dem Vorsitz der EU-Kommissare Neelie 
Kroes und John Dalli gehört aus Deutschland 
neben Wolfram Kuschke auch Bundesfor-
schungsministerin Annette Schavan an. „Wir 
betreten mit dieser Arbeitsgruppe Neuland, 
denn sie ist zugleich ein Pilotprojekt im Rah-
men der Europäischen Innovationspartner-
schaft“, so Kuschke. Von Anfang an sind bei 
diesem Projekt Politik, Wissenschaft, Unter-
nehmen und Verbände mit einbezogen, um 
möglichst schnell zu Neuerungen auf dem Feld 
des aktiven und gesunden Alterns zu kommen. 
Ehrgeiziges Ziel der Partnerschaft ist es, durch 
vorgeschlagene Maßnahmen möglichst bis 
2020 die durchschnittliche Lebensspanne um 
zwei gesunde Lebensjahre zu erhöhen. „Dazu 
brauchen wir schnellere Entwicklungen auf 
vielen Gebieten, z. B. bei der Prävention, bei 
innovativen Produkten und Dienstleistungen, 
altersangemessenen Arbeitsplätzen und der 
sozialen Integration von älteren Menschen.“ 
Letztlich müsse eine Phase aktiven und ge-
sunden Alterns ein anerkannter eigenständi-
ger Lebensabschnitt sein. Kuschke will auch 
die regionalen Einrichtungen und Experten in 
seine Arbeit einbeziehen.

EuropaProfessionell 
jetzt auch in Düsseldorf
 Nach dem erfolgreichen Vorbild in der 
Bundeshauptstadt Berlin gründete sich im 
Juni in der Landeshauptstadt Düsseldorf die 
Gruppe EuropaProfessionell als Netzwerk 
hauptamtlich mit Europa befasster Personen 
aus Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und 
Gesellschaft. Zur Gründungsversammlung 
im Haus des Rheinischen Sparkassen- und 
Giroverbandes in Düsseldorf begrüßte Lan-

desvorsitzender Wolfram Kuschke mehr als 
60 Gäste. Dr. Joachim Wuermeling, Sprecher 
von EuropaProfessionell in Berlin, referier-
te über die Arbeitsweise und Möglichkeiten 
eines solchen Netzwerks und Dr. Herbert 
Jakoby, Abteilungsleiter im NRW-Europa-
ministerium, sprach über „NRW in Europa“. 
Ins Sprecherteam von EuropaProfessionell 
wurden gewählt: Staatsminister a. D. Mi-
chael Breuer (Präsident des Rheinischen 
Sparkassen- und Giroverbandes), Staatsse-
kretär a. D. Prof. Dr. Ernst Gerlach, Stefan 
Engstfeld MdL (europapolitischer Sprecher 
der Grünen im Landtag), Prof. Dr. Hein Hoe-
bink (Uni Düsseldorf) und Katharina Eckert 
(Jean Monnet Institut für Europapolitik an 
der Uni Köln).

Erster Parlamentarischer 
Abend ein Erfolg
 Eine Premiere für den Landesverband: 
Zum ersten Mal in seiner 65-jährigen Ge-
schichte fand am Europatag ein Parlamen-
tarischer Abend im Düsseldorfer Landtag 
statt. Dank der hervorragenden Kooperati-
on von Europa-Union und Landtag konn-
te den über 200 anwesenden Gästen ein 
buntes und vielseitiges Programm geboten 
werden. Politik, Kultur, Ausstellung, Musik 
aus Polen, Folkloretänze aus Ungarn, Po-
diumsdiskussionen über Polen und Ungarn 
sowie Kulinarisches aus beiden Ländern 

Nordrhein-Westfalen bereicherten das Programm. Landtagsprä-
sident Eckhard Uhlenberg, die Ministerin 
für Bundes- und Europaangelegenheiten  
Dr. Angelica Schwall-Düren und die Abge-
ordneten Wolfram Kuschke, Vorsitzender der 
Europa-Union NRW, sowie Werner Jostmei-
er, Vorsitzender des Europaausschusses im 
Landtag, zogen eine positive Bilanz dieses 
Forums und sprachen sich für eine regel-
mäßige Fortsetzung der Parlamentarischen 
Abende im Düsseldorfer Landtag aus.

Mitgliederwerbung 
hat Priorität
 Unter dem Vorsitz von Peter Wahl (KV 
Bocholt) tagte im Landtag in Düsseldorf 
die Landesarbeitsgemeinschaft Regionali-
sierung. Im Mittelpunkt standen „Strategi-
en zur Gründung und Wiederbelebung von 
Kreisverbänden“. Nach einer Einführung 
von Landesgeschäftsführer Dr. Pantaleon 
Giakoumis zu den Hauptproblemfeldern im 
Landesverband wurden zahlreiche Ideen 
entwickelt und mögliche Strategien dis-
kutiert. Unter besonderer Mitwirkung von 
Elisabeth Schnarrenberger-Oesterle (KV 
Unna / SV Lünen), Kirsten Eink (KV Herne) 
und Ingrid Sprengelmeier-Schnock (KV 
Bonn / Rhein-Sieg) wurden am Ende zahl-
reiche Empfehlungen an die Landesgremi-
en erarbeitet.

Siegen-Wittgenstein

Reaktivierung gelungen
 Dank der guten 
Ideen und des star-
ken Engagements 
des neuen Vorstan-
des mit seiner neuen 
Vorsitzenden Stefa-
nie Jung ging es mit 
dem Kreisverband 
nachhaltig bergauf. 
Zeugnis dafür ist u. a. 
eine mit fast 100 
Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern erfolg-
reich stattgefun-
dene Veranstaltung 
zum Thema „EURO 
und Finanzkrise“ in 
Siegen. Auf dem 

Diskutierten mit Gästen aus Ungarn und Polen: Europaministerin Angelica 
Schwall-Düren (2. v. r.) und die Landtagsabgeordeten Wolfram Kuschke (l.) 
und Werner Jostmeier (r.) Bild: EUD Nordrhein-Westfalen 
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hielt Christoph Feil 
vom Rheinisch-
W e s t f ä l i s c h e n 
Genossenschafts-
verband. An der 
ans ch l i eß enden 
P o d ium s d i s k u s -
sion nahmen 
Kreisvorsitzender 
Werner Jostmeier 
MdL (Europaaus-
schussvorsit zen-
der im Landtag) 
sowie Prof. Dr. Hein 
Hoebink (Jean-
Monnet-Professor 
für die Geschichte 
der europäischen 

Integration an der Uni Düsseldorf) teil. 
Moderatorin Dr. Claudia Kramer-San-
tel (europapolitische Redakteurin der 
Westfälischen Nachrichten) sah sich mit 
einer spannenden und teils emotionalen 
Debatte konfrontiert. 

Verantwortlich: Dr. Pantaleon Giakoumis

Podium diskutierten mit: Heinz-Rudolf 
Miko (Stellv. Leiter der regionalen Ver-
tretung der EU-Kommission in Bonn), 
der Bundestagsabgeordnete Volkmar 
Klein, Patrick Stockebrandt (EUD Sie-
gen / Wittgenstein) und Prof. Dr. Carsten 
Hefeker (Uni Siegen).

Haan

Peer Steinbrück  
zu Gast
 Volles Rathaus war angesagt beim 
Besuch des ehemaligen NRW-Minister-
präsidenten Peer Steinbrück MdB bei 
den Haaner Rathausgesprächen, die 
gemeinsam von der Europa-Union und 
der Stadt Haan als europapolitische 
Reihe seit vielen Jahren erfolgreich 
durchgeführt werden. Im Mittelpunkt 
der Veranstaltung stand die aktuel-
le Finanz- und Schuldenkrise und der 
neue EURO-Krisenmechanismus der EU, 
wozu Steinbrück als ehemaliger Bun-
desfinanzminister eine hervorragen-
de Expertise mitbrachte. Nach seinen 
hochinteressanten Ausführungen stand 
er den Zuhörerinnen und Zuhörern für 
alle ihre Fragen mit kompetenten Ant-
worten zur Verfügung.

Münster

Europas Grundwerte
 „Die Grundwerte Europas im Span-
nungsfeld der Finanz- und Wirtschafts-
krise: Brauchen wir die D-Mark zurück?“ 
lautete das Thema einer Veranstaltung 
des Kreisverbandes im Zentrum für 
Niederlande-Studien. Das Impulsreferat 

Peer Steinbrück (3. v. l.) im Haaner Rathaus 
Bild: EUD Haan

(v. l . n. r.) Hein Hoebink, Christoph Feil, Claudia Kramer-Santel und  
Werner Jostmeier            Bild: EUD Münster

Mit dem Landesverband unterwegs: Rund 50 Teilnehmer einer Studienreise nach Kreta vor dem 
Rathaus in Heraklion         Bild: EUD Nordrhein-Westfalen
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Ein Vereintes Europa 
– Schlüsselprojekt für 
eine demokratische, 
nachhaltige und  
soziale Globalisierung
Zum Leitbild der Europa-Union 
aus saarländischer Sicht

 Mehr als ein halbes Jahrhundert nach 
der Verabschiedung des immer noch gülti-
gen Hertensteiner Programms von 1946 hat 
sich die Europa-Union Deutschland auf den 
Weg zu einem neuen Grundsatzprogramm 
gemacht. Die Europa-Union Saar will diese 
Entwicklung mit eigenen Anregungen be-
gleiten. Sie hat hierzu einen Leitbild-Prozess 
gestartet, der neben dem Grundsatzpro-
gramm der EUD auch ein Aktionsprogramm 
für die Großregion SaarLorLux in den Blick 
nehmen soll. Es gilt für die Europa-Union, 
die Begeisterung der Gründerjahre für Eu-
ropa, die spätestens in der aktuellen Euro-, 
Finanz- und Arbeitsmarktkrise zu erlahmen 
scheint, aufs Neue und in neuer Weise zu 
beleben. Um dem wachsenden Misstrauen 
gegenüber Brüssel zu begegnen erscheinen 
gemeinsame europäische Antworten auf 
neue Herausforderungen notwendig – sei-
en es die demografische Entwicklung, der 
Klimawandel, eine menschenwürdige und 

gerechte Arbeitswelt, 
die weltweite Nach-
frage nach sicherer 
und bezahlbarer Ener-
gie oder globale Fehl-
entwicklungen eines 
finanzmarktgetriebe-
nen Kapitalismus. Im 
zukünftigen Grund-
satzprogramm der Eu-
ropa-Union sollte die 
gemeinsame Leiden-
schaft für eine demo-
kratisch akzeptierte, 
nachhaltige und fö-
derative Entwicklung 
Europas sichtbar werden. Ein solchermaßen 
bundesstaatlich geeintes Europa, das den 
Grundsätzen der Demokratie, Rechts-und 
Sozialstaatlichkeit verpflichtet ist und in dem 
Entscheidungen so bürgernah wie möglich 
getroffen werden, könnte zum Modell für 
eine freiheitliche, friedliche, gerechte und 
solidarische Entwicklung unseres Planeten 
werden. Die Europa-Union Saar setzt auf 
eine breite öffentliche Debatte zum neuen 
Leitbild. Ein Vereintes Europa braucht eine 
europäische Öffentlichkeit – die Europäische 
Bewegung ist berufen, ein Katalysator dieser 
Entwicklung zu sein. Und die Europa-Union 
Saar setzt auf die Stärkung der interregiona-
len Zusammenarbeit – auch im Prozess der 
Herausbildung eines neuen Leitbildes des 
Verbandes für das kommende Jahrzehnt. Mit 
der Debatte über das neue Grundsatzpro-
gramm besteht die Chance, die Europa-Uni-
on Deutschland zu einem inspirierenden Teil 
einer neuen europäischen Bürgerbewegung 
für ein demokratisches, föderales und sozia-
les Europa zu machen. Denn die Herausfor-
derungen des 21. Jahrhunderts lassen sich 
nicht mit einem Rückfall in nationale Ego-
ismen und in der Zuflucht zu populistischen 
Parolen lösen – sie gebieten vielmehr das 
mutige Bekenntnis zu einem immer engeren, 
dem Grundsatz der Solidarität verpflichteten 
Zusammenschluss Europas.

Europaklasse  
Grundschule Folsterhöhe
 An der Grundschule Folsterhöhe nah-
men Schüler der dritten Klasse drei Tage 
lang an dem Projekt „Europa – das sind wir“ 

Saarland

teil. Unter der Leitung von Liedermacherin 
Marion Ritz-Valentin stand die Vielfalt Eu-
ropas im Mittelpunkt. Die Kinder sangen 
Lieder, von der Leiterin selbst geschrieben, 
die ihnen das Thema näher brachten. „Die 
EU wird in den nächsten Jahren noch viel 
größer. Die Kinder müssen mit den Un-
terschieden und Ähnlichkeiten umgehen 
lernen“, sagte Klassenlehrerin Valerie Fritz. 
In der Grundschule Folsterhöhe lernen 
viele Kinder unterschiedlicher Nationali-
täten. Bei einem selbst gestalteten euro-
päischen Büfett im Rahmen des Projektes 
brachten die Kinder deutsche, polnische, 
italienische, französische, schwedische 
und griechische Spezialitäten mit. Unter-
stützt wurde das Projekt vom Informati-
onsdienst der Europäischen Union und der 
Europa-Union Saar.

Schülerplenum  
im Saarländischen  
Landtag
 Auch in diesem Jahr war das Gemein-
schaftsprojekt „Europaklasse“ wieder ein vol-
ler Erfolg. Auf Einladung der Europa-Union, 
der Europäischen Akademie Otzenhausen 
(EAO), des Landtages und des Europaminis-
teriums präsentierten fünf Schulklassen im 
Landtag des Saarlandes ihre Arbeitsergeb-
nisse zu europäischen Themen. Nach der Be-
grüßung durch Stephan Toscani, Minister für 
Inneres und Europaangelegenheiten, konnte 
Moderatorin Eva Wessela (EAO) die Podi-
umsteilnehmer vorstellen: Doris Pack MdEP, 
Jo Leinen MdEP und Claudia Willger MdL 

Dr. Jörg Ukrow ist Leiter der AG Leitbild der Europa-
Union Saar.

Beide Bilder auf dieser Seite: EUD Saar

(im Hintergrund v. l. n. r.) Klassenlehrerin Valerie Fritz, Liedermacherin 
Marion Ritz-Valentin und Landesvorsitzender Hanno Thewes 
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auf die Gegenwart und der Einfluss der 
EU für die Entwicklung des Landes waren 
ebenso Thema dieses Abends.

Ministerpräsidentin ist 
Europa-Union-Mitglied
 Die Europa-Union Saar gratuliert An-
negret Kramp-Karrenbauer. Die 49-jäh-
rige CDU-Politikerin wurde im August 
zur ersten saarländischen Ministerpräsi-
dentin gewählt. Die erfahrene Politikern, 
die in der Regierung Peter Müller ver-
schiedene Ministerämter inne hatte, ist 
seit Jahrzehnten Mitglied der Europa-
Union Saar. 

Verantwortlich: Dr. Hanno Thewes

Peter fordert die Europa-Union Saar die 
Landesregierung auf, in Berlin und Paris 
zu intervenieren, damit die Verkehrsbe-
schränkungen am Autobahngrenzüber-
gang „Goldene Bremm“ abgebaut werden. 
Gerade vor dem Hintergrund der Einrich-
tung von Grenzkontrollen in Dänemark 
wäre es ein wichtiges politisches Signal, 
wenn zwischen dem Saarland und Loth-
ringen wirklich freie Fahrt für Europäer 
erreicht würde, so Landesvorsitzender 
Hanno Thewes. Es sei ein untragbarer 
Zustand, dass auf Höhe der ehemaligen 
Zollabfertigung die vierspurige Autobahn 
auf zwei Spuren eingeengt sei und zudem 
eine Reduzierung der Geschwindigkeit 
auf 10 km / h erfolge. Diese Verkehrsein-
schränkung verstoße gegen den Schen-
gen-Vertrag, der den Mitgliedstaaten 
dauerhafte Barrieren und Beschränkun-
gen beim Grenzübertritt untersage.

Tiefer Einblick  
in die Politik Italiens
 Zum Anlass des Jubiläums „150 Jahre 
nationale Einheit Italiens“ hatte der Be-
zirksverband Saarbrücken der Europa-
Union in die Villa Europa eingeladen. Der 
Politikwissenschafter Piero Graglia von der 
Universität Mailand referierte dort vor rund 
70 interessierten Besuchern über sein Land. 
Begrüßt wurde der gebürtige Toskaner von 
der Bezirksvorsitzenden Tina Schöpfer. Un-
ter dem Titel „Vom Zug der Tausend Gari-
baldis bis zu Berlusconi“ lag der Fokus auf 
dem politischen Wandel im 19. und frühen 
20. Jahrhundert, den das heutige Italien im 
Laufe seiner Geschichte durch verschie-
denste Regime durchlebt hat. Der Bezug 

Ministerpräsidentin Annegret Kramp-Karrenbauer 
bei der Vereidigung durch Landtagspräsident 
Hans Ley               Bild: Saarländischer Landtag

(Vorsitzende des Ausschusses für Europa-
angelegenheiten sowie für Fragen des Inter-
regionalen Parlamentarierrates). Knapp zwei 
Stunden wurde dann im Landtag diskutiert.

Zukunft der  
Saarlorlux-Region
 Ein Abend des Rückblicks und des Aus-
blicks auf das Leben in der Saarlorlux-Regi-
on fand in Dillingen / Saar statt. Der Bezirks-
verband Saarlouis der Europa-Union hatte 
hierzu mit Ministerpräsident a. D. Reinhard 
Klimmt und dem ehemaligen Lothringer 
Senator André Bohl zwei interessante Refe-
renten gewonnen, die über ihre Erfahrungen 
mit dem „Leben auf der Grenze“ berichteten. 
Die Moderation lag in den Händen der Be-
zirksvorsitzenden und Landtagsabgeordne-
ten Dagmar Heib.

Übergang „Goldene 
Bremm“ nicht  
schengenkonform
 In einem offenen Brief an die saar-
ländische Verkehrsministerin Simone 

Europaklasse als Schülerplenum Bild: Braun

Diskutierten in Dillingen: (v. l. n. r.) Reinhard Klimmt, 
Dagmar Heib und André Bohl   Bild: Mertes-Kodlot

(v. l. n. r.) Pasquale Marino (Italienische Botschaft), 
Tina Schöpfer (Bezirksvorsitzende), Professor Piero 
Graglia, Hanno Thewes (Landesvorsitzender), Peter 
Strobel (CDU-Stadtratsfraktion), Roland König (FDP-
Regionalverbandsfraktion) und Elfriede Nikodemus 
(Regionalverbandsbeigeordnete) Bild: EUD Saar
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Europa benötigt  
Gemeinschaft
Landesversammlung tagte  
in Oldenburg

 „Mehr Europa – auch in Niedersachsen“ 
lautete das Motto der diesjährigen Lan-
desversammlung, mit dem der Landes-
vorstand aktuell verbreiteten europapoli-
tischen Diskussionen und Stimmungen im 
Lande entgegenwirken und Wege aus den 
Krisen aufzeigen wollte. Dass es mit die-
ser Intention gelang, im öffentlichen Teil 
am Vormittag ein volles Haus in der VHS 
Oldenburg zu erreichen, darf als Erfolg 
gewertet werden. Neben den Delegierten 
aus dem Landesverband konnten der Vor-
sitzende des Landesverbandes, Wolfgang 
Zapfe (Vechta) und der Vorsitzende des 
ausrichtenden Vereins „Europa-Union/
Europäische Föderalisten Oldenburg“, 
Adolf Schröder, zahlreiche Gäste begrü-
ßen, darunter die Landtagsabgeordneten 
Wolfgang Wulf und Jürgen Krogmann. In 
ihrem Grußwort verdeutlichte Stadträtin 
Dagmar Sachse eindrucksvoll, welchen 
unübersehbaren Gewinn europäische Ei-
nigungsprozesse auch für die Kommunal-
politik darstellen. 

Mehr Europa für die  
Wirtschafts- und Währungsunion

 Für die Vorträge am Vormittag hatten 
Verein und Landesverband prominente 
Referenten gewinnen können. Zum The-
ma „Mehr Europa für die Wirtschafts- und 
Währungsunion“ analysierte die Vizeprä-
sidentin der Europa-Union, Dr. Eva Högl 
MdB, nicht nur die Versäumnisse, die nati-
onal und international seit Einführung der 
gemeinsamen Währung begangen worden 
sind, sondern zeigte vor allem notwendi-
ge Schritte aus den gegenwärtigen Krisen 
auf. Für sie steht außer Zweifel, dass nur 
verstärkte, verbindliche und verlässliche 
europäische und internationale Abstim-
mungen in der Wirtschafts- und Sozial-, 
Fiskal- und Haushaltspolitik, aber auch 
in der Energie- und Umweltpolitik und 
nicht zuletzt der Außen- und Sicherheits-

politik zu einer soliden und solidarischen 
Gemeinschaft in der Europäischen Union 
führen. Mit derselben Intention und Inten-
sität hatte das auch der Landesvorstand 
in seiner Einladung an die Vereine im Ver-
band zum Ausdruck gebracht. Da dies die 
Übertragung weiterer Kompetenzen auf 
die Organe der EU, insbesondere das Eu-
ropäische Parlament, erforderlich mache, 
müssten dafür sowohl auf staatlicher wie 
auf europäischer Ebene die vertraglichen 
und verfassungsmäßigen Voraussetzun-
gen geschaffen werden, so Eva Högl. 

Polen Teil der Problemlösung

 Wie sehr inzwischen die Republik Po-
len in der EU zu einem Ideengeber und 
europapolitischen Initiator geworden 
ist, machte der polnische Botschafter  
Dr. Marek Prawda, dessen Land zur Zeit die 
Ratspräsidentschaft in der EU innehat, in 
seinem nachdenklichen und nachhaltigen 
Redebeitrag deutlich. Vor seinem Antritts-
besuch bei der Bundesregierung habe ihm 
Präsident Tusk gesagt, Polen sei lange ein 
Problemfall in Europa gewesen; jetzt sei es 
Teil der Problemlösungen. Mit Nachdruck 
verwies der Botschafter auf die Mitwir-
kung seines Landes bei jüngsten Entschei-
dungen der EU, den internationalen Fi-
nanz- und Kapitalmarkt mit verbindlichen 
Regeln und – im Falle von Verstößen – mit 
Sanktionsmöglichkeiten auszustatten. Wie 
in Polen aus einer Randlage in der EU 
europäische Herausforderungen anders 
beurteilt werden als in zentralen Staaten 
machte er an Beispielen anschaulich und 
nachvollziehbar. Weil Polen wisse, wie es 
ist, Nachbar einer großen Gemeinschaft zu 
sein, verwies er auf die Bedeutung der öst-
lichen Nachbarländer Polens, denen ge-
genüber die EU sich öffnen müsse. Wenig 
überzeugend und widersprüchlich sei in 
Deutschland die Haltung zur Ostseepipe-
line gewesen. In Polen sei für den EU-
Beitritt u. a. mit dem Argument geworben 
worden, ein sicheres Transitland werden 
zu wollen. Dennoch sei die Pipeline durch 
die Ostsee gebaut worden, weil es angeb-
lich unsichere Transitländer gebe – auf 
Wunsch Russlands und mit Zustimmung 
aus Deutschland. Auch zur Freizügigkeit 

Niedersachsen von Arbeitskräften habe sich Deutschland 
– im Gegensatz zu anderen Staaten in Eu-
ropa – zunächst nicht aufgeschlossen ver-
halten. Selbstbewusst unterstrich Prawda 
die wirtschaftliche Entwicklung seines 
Landes auch in den krisenhaften letzten 
Jahren. So sei es nicht verwunderlich, dass 
Unternehmen seines Landes so schnell 
wie möglich der Währungsunion beitre-
ten möchten, um konkurrenzfähig zu sein, 
während die Bevölkerung mehrheitlich 
eher skeptisch diesem Schritt gegenüber 
stehe. Mit lang anhaltendem Beifall wur-
den auch diese Botschaften gewürdigt.

Neuwahl des Landesvorstandes

 Auf der verbandsinternen Delegierten-
versammlung am Nachmittag wurde der 
bisherige Landesvorstand fast vollstän-
dig im Amt bestätigt. Vorsitzender bleibt 
Wolfgang Zapfe. Seine Stellvertreter sind 
Harm Adam (Göttingen), Reinhard Burdin-
ski (Hameln), Adolf Schröder (Oldenburg). 
Zur Schatzmeisterin wurde Anke Fink-Hei-
nemann (Oldenburg), zu Beisitzern wurden 
Marcus Oberstedt (Osterholz-Scharmbeck),  
Dr. Hans Pragst (Gifhorn), Gerhard Scheklin-
ski (Osnabrück) und Gerhard Thiel (Diepholz) 
gewählt. Zur Intensivierung der Verbands-
arbeit verabschiedete die Versammlung ein-
mütig drei Anträge: Von Landesregierung 
und Landtag wurde die institutionelle und 
projektbezogene Förderung gefordert, vom 
Bundesverband eine kontinuierliche Öf-
fentlichkeitsarbeit und eine Aufteilung der 
Mitgliedsbeiträge zugunsten der regionalen 
und lokalen Vereine.

 Ausführlich berichteten verschiedene 
Organe der regionalen Presse in Artikeln 

(v. l. n. r.) Eva Högl, Wolfgang Zapfe, Botschafter 
Marek Prawda und Adolf Schröder

Bilder: Lars Ruhsam
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und Impulse geben. Mit dem Landesvor-
stand der Europa-Union Niedersachsen 
wird das Leitungsteam der Parlamenta-
riergruppe, bestehend aus den Landtags-
abgeordneten Petra Emmerich-Kopatsch 
(SPD), Kreszentia Flauger (Linke), Filiz 
Polat (Bündnis 90 / Grüne), Frank Minder-
mann (CDU) und Klaus Rickert (FDP), zu 
Veranstaltungen einladen und europa-
politische Initiativen abstimmen.

Verantwortlich: Adolf Schröder

besser beurteilt werden können. In der 
parlamentarischen Arbeit, aber auch in 
der Landesregierung sollen Bedeutung 
und Relevanz europapolitischer Ent-
scheidungen stärker zum Ausdruck ge-
bracht werden. Von einem deutlicheren 
Stellenwert der Europapolitik in der Lan-
despolitik sollte ebenfalls die Arbeit der 
zehn niedersächsischen Abgeordneten 
im Europäischen Parlament profitieren. 
Gerade eine überparteiliche Parlamenta-
riergruppe könne Anregungen aufgreifen 

und Interviews über Inhalte und Verlauf  
der Landesversammlung. Die Redebeiträ-
ge vom Vormittag wurden vom Bürger-
sender „oeins“ aufgezeichnet und werden 
im regionalen Fernsehen gesendet. Die 
CD mit den Vorträgen von Dr. Eva Högl 
und dem Botschafter der Republik Polen, 
Dr. Marek Prawda, kann bei „oldenburg 
eins“, Bahnhofstr. 11, 26122 Oldenburg, 
erworben werden. Gemeinsamer Tenor: 
Europa benötigt Gemeinschaft dringen-
der denn je.

Landtagsabgeordnete 
bilden europapolitische 
Parlamentariergruppe
 Auf Initiative des Landesverbands ist 
mit den 21 Mitgliedern aus allen Frak-
tionen des Niedersächsischen Landtags, 
die Mitglied der Europa-Union sind, eine 
interfraktionelle Parlamentariergruppe 
gegründet worden. Gemeinsame Anlie-
gen sind, die Zusammenarbeit des Lan-
desverbandes mit den europapolitischen 
Sprecherinnen und Sprechern aller Frak-
tionen im Niedersächsischen Landtag zu 
vertiefen, gemeinsam dazu beizutragen, 
dass Bürgerinnen und Bürgern klarere 
Einblicke in europapolitische Entschei-
dungsprozesse erhalten und Chancen 
wie auch Defizite europäischer Politi-
ken in ihren Auswirkungen für die Le-
bens- und Arbeitssituationen der Bürger 

Landesvorsitzender Wolfgang Zapfe (r.) bei seinem Rechenschaftsbericht vor der 
Delegiertenversammlung

Der Landesvorstand für die Wahlperiode bis 2013

Bild: Pressestelle Niedersächsischer Landtag



Neue Debatte über 
Europa gefordert
Landesversammlung wählt  
neuen Landesvorstand

 Die Landesversammlung in Schwetzingen 
stand ganz im Zeichen des erfolgreich ver-
laufenen Jahres. Landesvorsitzender Rainer 
Wieland MdEP konnte neben steigenden 
Mitgliederzahlen auch eine steigende Auf-
merksamkeit für die Europa-Union feststel-
len. Der Wechsel der Landesregierung sei für 
die Europa-Union dank ihrer guten Verbin-
dungen in alle Parteien bruchlos verlaufen. 
Festredner Claus Schmiedel, Vorsitzender 
der SPD-Landtagsfraktion, sprach sich im 
Rahmen seiner Ansprache für eine stärkere 
Rolle Europas bei der Wirtschafts-, Finanz- 
und Sozialpolitik aus. Die aktuelle Krise sei 
Anlass, um in Deutschland und in Europa die 
Debatte darüber zu intensivieren, mit wel-
cher Gesamtstrategie die Zukunftsaufgaben 
gelöst werden sollten. Dank ihrer Überpartei-
lichkeit könne die Europa-Union die Aufgabe 
übernehmen, diese Debatte anzustoßen. Für 
die zahlreich erschienen Abgeordneten un-
terstrich Dr. Stephan Harbarth MdB, dass die 
europäische Einigung eine Daueraufgabe sei 
und es hierfür eines tagtäglichen Einsatzes 
bedürfe, so wie er von der Europa-Union 
geleistet werde. In seinem Grußwort hob 
Landrat Stefan Dallinger hervor, dass der 
Rhein-Neckar-Kreis nicht nur geographisch 
im Herzen Europas liege, sondern dass sich 
dort auch viele Menschen mit dem Herzen 
Europa verbunden fühlten und sich ent-
sprechend engagierten. Für die gastgeben-
de Große Kreisstadt Schwetzingen betonte 
Oberbürgermeister Dr. René Pöltl, dass den 
Kommunen eine wichtige Rolle bei der Ver-
mittlung des Europagedankens zufalle. Als 
Ehrengäste nahmen am Festakt ebenfalls teil: 
Peter Simon MdEP, Olav Gutting MdB, Peter 
Hofelich MdL, Manfred Kern MdL und Ger-
hard Stratthaus MdL.
 Im Rahmen der Landesversammlung fan-
den überdies die turnusmäßigen Neuwahlen 
des Landesvorstandes statt. Rainer Wieland 
wurde mit überwältigender Mehrheit erneut 
zum Landesvorsitzenden gewählt. Auch 
Evelyne Gebhart MdEP (Künzelsau), Bür-

germeister Simon 
Blümcke (Hagnau/
Bodensee), Dr. Utz 
Remlinger (Bietig-
heim-Bis s ingen) 
und Pantelis Nikito-
polous (Mannheim) 
wurden in ihrem 
Amt als stellvertre-
tende Landesvor-
sitzende bestätigt. 
 Hans-Dieter Tes-
ke (Bad Liebenzell) 
wurde nach seinem 
Ausscheiden als 
Landesgeschäfts-
führer ebenfalls zum stellvertretenden 
Landesvorsitzenden gewählt. Für seine 
Verdienste um die Europa-Union wurde 
der scheidende Landesgeschäftsführer mit 
der goldenen Ehrennadel der Europa-Union 
Deutschland geehrt.
 Erneut in ihren Ämtern bestätigt wurden 
Bernhard Freisler (Esslingen) als Schatz-
meister, Florian Ziegenbalg (Stuttgart) als 
Mediensprecher und Sebastian Vonhoff 
(Stuttgart) als Schriftführer. Die Landesver-
sammlung wählte zu weiteren Mitgliedern 
des Vorstands: Joachim Döffinger (As-
samstadt), Carolin Dunkelberg (Freiburg),  
Dr. Petra Püchner (Stuttgart), Wolfgang 
Wettach (Tübingen) und Prof. Gert Weisskir-
chen (Wiesloch). Bettina Kümmerle (Heil-
bronn) ist neue Landesgeschäftsführerin.
 Die Delegierten sprachen sich im einstim-
mig angenommenen Leitantrag dafür aus, 
auf breiter Basis eine neue Debatte über die 
Zukunft Europas anzustoßen. Dabei müs-
se das Hertensteiner Programm weiterhin 
Wurzel, Grundlage und Kompass der Arbeit 
der Europa-Union sein.

EuropaProfessionell 
gegründet
 Auch in Baden-Württemberg gibt es jetzt 
eine EuropaProfessionell-Gruppe. Im Rahmen 
einer Auftaktveranstaltung in Stuttgart mit  
Dr. Joachim Wuermeling, einem der beiden 
Sprecher von EuropaProfessionell in Berlin, 
fand der offizielle Startschuss statt. Landes-

Baden-Württemberg

vorsitzender Rainer Wieland zeigte sich ange-
sichts der großen Resonanz erfreut und zu-
versichtlich, dass EuropaProfessionell auch in 
Baden-Württemberg ein Erfolg wird. Joachim 
Wuermeling berichtete vom großen Erfolg der 
Hauptstadtgruppe, die großen Zulauf ver-
zeichnet und sich als wichtiger Ansprechpart-
ner in der Europapolitik in Berlin etabliert hat. 

Rems-Murr

Diskussion mit Schülern
 EUD-Vizepräsident Thomas Mann MdEP 
war eigens nach Backnang gekommen, um 
mit Schülerinnen und Schülern aus dem 
Rems-Murr-Kreis über aktuelle Fragen der 
Europapolitik zu diskutieren. Die vom Kreis-
verband organisierte Veranstaltung traf auf 
eine große Resonanz. Bis weit in den Abend 
fand eine spannende Diskussion über eine 
Vielzahl von Themen statt – von der Schul-
denkrise über den Binnenmarkt, gemeinsa-
me Standards bei Ausbildungsgängen bis 
hin zur Erweiterung der EU. Kreisvorsitzen-
der Markus Götz zeigte sich erfreut, dass 
Europa bei Schülerinnen und Schülern of-
fensichtlich doch hoch im Kurse steht.

Karlsruhe

Fest der  
Völkerverständigung
 Die Europa-Union beteiligte sich wieder 
mit einem Stand am Fest der Völkerverstän-

Der neue Landesvorstand  Bild: EUD Baden-Württemberg
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digung auf dem Karlsruher Marktplatz, der zu 
einem Markt der internationalen Geschmä-
cker und Kulturen geworden ist. Viele interes-
sierte Menschen, auch Jugendliche am Stand, 
sehr gute Gespräche, in denen wie immer 
großes Interesse am Programm der Europa-
Union geweckt werden konnte, und ein So-
fortmitglied aus Frankreich trugen zur großen 
Zufriedenheit der Standbetreuerinnen bei.

JEF-Kreisverband  
gegründet
 Es ist geschafft! Seit Mai gibt es einen ei-
genen Kreisverband der Jungen Europäischen 
Föderalisten in Karlsruhe. Céline Rehring als 
Vorsitzende kann sich auf ein vielversprechen-
des Team stützen: ihre Stellvertreterin Luise 
Porst, den Schatzmeister David Gruia sowie 
die Beisitzer Benjamin Schäfer und Kamil Klo-
sek. Dem neugewählten Vorstand sprach EUD-
Kreisvorsitzender Hartmut Lorek seinen herz-
lichen Glückwunsch aus und überreichte eine 
„Grundausstattung“ an die neue Vorsitzende.

Bodensee

Mitgliederversammlung
 In der Mitgliederversammlung berichtete 
der Vorsitzende, Bürgermeister Rolf Müller, 
über die zahlreichen Aktivitäten des Kreisver-
bandes und der JEF im vergangenen Jahr, wie 
Vorträge an der ZU Friedrichshafen und Aus-
stellungen in Rathäusern des Bodenseekrei-
ses zum Thema Europa. Der stellvertretende 
Kreisvorsitzende Simon Blümcke informierte 
über die derzeit laufende Ausschreibung des 
Wettbewerbs „Kommunale Selbstverwaltung 
und europäische Integration“ sowie „Auswir-
kungen des Europa- und Gemeinschaftsrechts 
auf die kommunale Ebene“. Im Anschluss an 
die Mitgliederversammlung sprach Markus 
Ferber MdEP, Landesvorsitzender der Euro-
pa-Union Bayern, zum Thema „Stabiler Euro 

– starkes Europa“. An den Vortrag schloss sich 
eine lebhafte Diskussion an. 

Main-Tauber/Rhein-Neckar

Besuch bei der ESOC 
 Eine große Zahl interessierter Mitglie-
der und Freunde der Kreisverbände Rhein- 

in den Ländern und Kommunen – sichtbar 
für alle Bürgerinnen und Bürger – umge-
setzt wird. Die erste Veranstaltung fand im 
Frühjahr im Rahmen einer Hofbesichtigung 
des Waldeckhofs in Göppingen-Jeben-
hausen und einem Gespräch mit der Ge-
schäftsführerin der Staufen Arbeits- und 
Beschäftigungsförderungsgesellschaft 
GmbH, Karin Woyta, statt.

Junge Europäer

Neuer Landesvorstand
 Im Rahmen der turnusmäßigen Landes-
versammlung kam es zu einem Wechsel 
an der Spitze des Landesverbandes. Zur 
neuen Landesvorsitzenden wurde Ange-
lika Schenk (Friedrichshafen) gewählt, die 
Jonathan Berggötz folgt, der sein Amt aus 
beruflichen Gründen abgab. Markus Breit-
weg (Freiburg), Christopher Glück (Stutt-
gart) und Martin Renner (Tübingen) sind 
stellvertretende Landesvorsitzende. Ge-
schäftsführerin bleibt Isabell Huber. Neuer 
Landesschatzmeister ist Christopher Maier. 
Zur neuen Pressesprecherin wurde Nadine 
Winter gewählt. Als Beisitzer gehören dem 
neuen Landesvorstand an: Jonathan Berg-
götz, Julia Mergenthaler, Christian Steck 
und Matthias Waibl. Die Landesversamm-
lung nahm einen Antrag an, in dem die 
Wiedereinführung von Grenzkontrollen als 
Rückschritt für Europa missbilligt wird. 

Protest gegen  
Grenzkontrollen
 Die JEF Baden-Württemberg organisierte 
als Teil der deutschlandweiten Aktion des 
JEF-Bundesverbandes eine Informations- 
und Demonstrationsaktion in Kehl, um 
gegen die geplante Wiedereinführung von 
Grenzkontrollen in Dänemark ein Zeichen zu 
setzen. Unterstützt wurde sie durch die Lan-
desverbände der Jungen Liberalen und der 
Jusos Baden-Württemberg, dem Bezirks-
verband Südbaden der Jungen Union sowie 
den Jeunes Européens Strasbourg. Auch der 
Kreisvorsitzende der Europa-Union Ortenau, 
Dr. Roland Giebenrath, konnte kurzfristig an 
der Aktion teilnehmen.

Verantwortlich: Florian Ziegenbalg

Neckar und Main-Tauber folgten der ge-
meinsamen Einladung nach Darmstadt. Das 
Europäische Raumfahrtkontrollzentrum 
(ESOC) ist für die Überwachung der Flug-
bahnen der Satelliten der Europäischen 
Weltraumorganisation (European Space 
Agency – ESA) verantwortlich. Aktuell ge-
hören der ESA 18 Mitgliedstaaten an. Ko-
operationsvereinbarungen für bestimmte 
Projekte bestehen mit Kanada, Ungarn,  
Rumänien und Polen. 

Neckar-Odenwald

Europäisches Frühstück
 Die Stadt Mosbach, der Jugendgemein-
derat Mosbach und die Johannes-Diakonie 
hatten zum Europa-Frühstück anlässlich 
des Europäischen Jahres der Freiwilligen-
tätigkeit geladen. Der Kreisvorsitzende der 
Europa-Union Karlheinz Neser berichtete 
über die Möglichkeiten für junge Freiwillige 
und Ehrenamtliche in der EU.
 Mit einer Preisverleihung in Buchen wur-
de die Reihe für den Europäischen Wett-
bewerb fortgesetzt. Landrat Achim Brötel 
und Thomas Ulmer MdEP gratulierten den 
Schülerinnen und Schülern zu ihrem Erfolg 
und dankten den Lehrern und Eltern für 
ihr Engagement. Als Gastgeber zeigte sich 
Sparkassendirektor Helmut Augustin erfreut 
über die rege Teilnahme und die hohe Quali-
tät der ausgestellten Arbeiten. 

Göppingen

Europa vor Ort
 „Europa vor Ort im Stauferkreis“ heißt 
die neue Veranstaltungsreihe des Kreis-
verbandes, mit der sich in den kommenden 
Monaten interessierte Bürger ein eigenes 
Bild von Europa machen können. „Wir 
möchten den Menschen zeigen, dass Eu-
ropa einerseits einen festen Platz in ihrem 
täglichen Leben hat, auf der anderen Seite 
aber auch viele Dinge des täglichen Lebens 
von Brüssel oder Straßburg aus geregelt 
sind“, so der Kreisvorsitzende und Wange-
ner Bürgermeister Daniel Frey. Das Ziel der 
Europa-Union ist es, den Menschen in den 
Gemeinden des Landkreises die Möglichkeit 
zu bieten, Europa vor Ort kennen zu lernen 
und selbst zu erleben, dass EU-Politik zwar 
auf europäischer Ebene entschieden, aber 
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Gutes Ergebnis beim 
Schülerwettbewerb
 Mit der Europahymne wurde die Fei-
erstunde zur Übergabe von 100 ersten 
Landespreisen im 58. Europäischen Wett-
bewerb im Holiday-Park Hassloch von 
Manfred Däuwel eröffnet. Dr. Klaus Sun-
dermann vom Ministerium für Bildung, 
Wissenschaft, Weiterbildung und Kultur 
dankte den Schülerinnen und Schülern 
für ihre Beteiligung. In ihren Arbeiten 
hatten sie Themenstellungen zum eu-
ropäischen Jahr der Freiwilligentätigkeit 
bearbeitet. Die Spannung auf die Preise, 
die mit freiem Eintritt in den Holiday-
Park verbunden waren, wurde durch die 
einzigartige Atmosphäre des Veranstal-
tungsortes, dem Aquascope, erhöht und 
löste sich hernach beim mehrstündigen 
Bummel durch den Freizeitpark.

 Mit 8.617 Teilnehmenden belegt Rhein-
land-Pfalz den zweiten Platz unter den 
Bundesländern in Relation zur Gesamt-
schülerzahl des Landes. Erfreulich ist, dass 
bei den bildnerischen und schriftlichen 
Arbeiten der europäische Bezug deutlich 
zum Ausdruck kam und der Wettbewerb 
wieder sein ursprüngliches Anliegen her-
vorhebt, wofür der Landesverband stets 
eingetreten war. 

Europa in die Schule 
bringen
 Mit 60 Einzelveranstaltungen erreichte 
die Aktion „Europa in die Schule“ landesweit 
ein beachtliches Echo. Auch in diesem Jahr 
konnten Mitglieder des Landesverbandes  
ca. 3.000 Schülern über aktuelle europa-
politische Herausforderungen informieren 
und in die Diskussion einbeziehen. The-
menschwerpunkte waren die Finanz- und 
Wirtschaftskrise, die bevorstehenden Erwei-
terungen der EU sowie Kosten und Nutzen 
der EU für Deutschland. Die Aktion wurde 
erneut den Schulen durch das Ministerium 
für Bildung, Wissenschaft, Jugend und Kul-
tur empfohlen und durch die Vertretung des 
Landes Rheinland-Pfalz beim Bund und der 
EU unterstützt. Die Lehrkräfte bewerteten 
die Aktion als eine sehr hilfreiche Ergänzung 
und Unterstützung des Unterrichts. Gleich-
zeitig begrüßten sie die Fortsetzung der Ak-
tion auch in den kommenden Jahren. Unser 
herzlicher Dank gilt allen Mitgliedern, die als 
Referenten bei der Aktion mitgewirkt haben. 

BUGA in Koblenz  
im Europa-Zeichen
 In der Europawoche standen europäi-
sche Fragestellungen im Zentrum unserer 
Aktivitäten auf der Bundesgartenschau in 
Koblenz. Am sternförmigen Europa-Pavil-

lon am Deutschen 
Eck, der im Rahmen 
der Strategischen 
Partnerschaft des 
Landes mit der re-
gionalen Vertretung 
der EU-Kommission 
in Bonn zur Verfü-
gung gestellt wur-
de, informierten die 
Mitglieder des Lan-
desvorstandes und 
des Kreisverbandes 
Koblenz gemeinsam 
mit Mitarbeitern des 
europe direct Infor-
mationszentrums 
eine Woche lang 
über europäische 
Politik und die Arbeit 

Rheinland-Pfalz

der Europa-Union. In den Gesprächen zeig-
te sich häufig die Sorge um die Stabilität des 
Euro und über die Schuldenpolitik einzelner 
Mitgliedsstaaten. Kinder und Jugendliche 
konnten an der Europa-Kletterpyramide 
ihr Wissen testen und einen „europäischen 
Gipfel“ erklimmen. Gesprächspartner aus 
verschiedenen Bereichen berichteten auf der 
Bühne des RZ Forums über ihre Arbeit und 
warben für das gemeinsame Projekt der eu-
ropäischen Integration. Landesvorsitzender 
Dr. Friedhelm Pieper informierte zum Thema 
„Bürgerschaftliches Europa-Engagement in 
Rheinland-Pfalz“. 

Kaiserslautern

Neuwahlen  
mit Ehrungen
 Dr. Norbert Herhammer wurde in der 
jüngsten Mitgliederversammlung als Kreis-
vorsitzender einstimmig im Amt bestätigt. 
Auch die bisherigen Stellvertreter Detlef 
Kunkel und Ingrid Drewitz sowie Schatz-
meisterin Sumalee Edrich wurden wie-
dergewählt. Weiterhin gehören Wolfgang 
Berthold, Günter Henn, Rudi Job, Otto Klein, 

Glückliche Gewinner präsentieren ihre Preise während der Feierstunde, in 
der Dr. Klaus Sundermann (links) für sein engagiertes europäisches Handeln 
und seine unbürokratische Zusammenarbeit mit dem Landesverband mit der 
silbernen Verbandsehrennadel ausgezeichnet wurde. Bild: A. H. Nilges

Europa-Pavillon auf der BUGA     Bild: A. Schneider

Landesvorsitzender Friedhelm Pieper beim RZ-
Forum auf der BUGA Bild: O. Hoffmann
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Thomas Lenhart, Ruth Leppla MdL, Walter 
Riehm, Heide Zachäus und Gisela Büttner 
dem Vorstand an. Marlies Kohnle-Gros MdL 
und Dieter Groß wurden als Rechnungsprü-
fer bestätigt. Als Gast referierte der Vorsit-
zende des Migrations- und Integrationsbei-
rates im Landkreis Kaiserslautern, Sophro-
nios Spytalimakis. Er begreift sich als Lotse, 
der Migranten durch den Behördendschun-
gel führt und ihnen Kontakte zu Vereinen 
oder Parteien ermöglicht. „Verständigung 
muss von beiden Seiten ausgehen, auch die 
Deutschen müssen sich noch mehr um In-
tegration bemühen“, sagte Spytalimakis, der 
jüngst mit der Verdienstmedaille des Lan-
des Rheinland-Pfalz ausgezeichnet wurde. 
Vorsitzender Herhammer zog eine positive 
Bilanz der letzten beiden Jahre: „Die Euro-
päische Integration kommt nicht von selbst, 
sondern dafür muss auf allen Ebenen kon-
struktiv-kritisch und mit wachsamem Blick 
gearbeitet werden. Wir haben den Bürgern 
in fast 70 Veranstaltungen und Aktionen 
ein Angebot gemacht, das rege Nachfrage 
erfährt. Mit dem neuen Vorstand bin ich 
sehr zuversichtlich, dass wir diese Arbeit 
konzentriert fortsetzen können.“ Für ihre 
Verdienste um den Verband erhielten Rudolf 
Eschenfelder, Detlef Kunkel, Thomas Lenhart 
und Walter Riehm die silberne Ehrennadel. 
Heide Zachäus durfte sich über die goldene 
Ehrennadel freuen.

Bad Kreuznach

Zug für Europa
 Über 30 Mitglieder besuchten die KHS 
GmbH und besichtigten dort das Jugend-
projekt „Zug für Europa“, das mit dem Eu-
ropäischen Jugendkarlspreis ausgezeichnet 
wurde. Mehr als 1.500 Auszubildende von 
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Landau-Südliche Weinstraße 

Europäischer  
Bürgerkonvent 
 Während der diesjährigen Europawoche 
fand in Landau der Europäische Bürgerkon-
vent statt. Rund 70 Aktive, meist jugendli-
che Gäste aus vielen europäischen Ländern, 
waren zu Gast und wurden bei privaten 
Gastgebern untergebracht. Das Europäische 
Jahr der Freiwilligentätigkeit war Anlass 
für dieses große Projekt. Der Kreisverband 
hatte gemeinsam mit Universität und Stadt 
Landau sowie dem Projektträger Citizens 
for Europe den Bürgerkonvent organisiert 
und durchgeführt. An vier Tagen war vol-
les Programm angesagt. So gab es einen 
Eröffnungsabend mit der Vorführung eines 
prämierten Kurzfilms aus Polen, Workshops 
an der Uni zum Thema Freiwilligenarbeit in 
Europa, eine pfälzische Weinprobe und eine 
Abschlussmatinée sowie viel europäische 
Kunst und Kultur. 

Verantwortlich: Anna M. Schneider

24 berufsbildenden Schulen aus 21 europä-
ischen Ländern konstruierten und bauten 
diese acht Meter lange Modelleisenbahn 
„Zug für Europa“. Die Lokomotive entstand 
in Gemeinschaftsarbeit aller Beteiligten, 
während die Waggons von jedem EU-Land 
individuell gebaut wurden. 

Worms 

Europäischer  
Wettbewerb
 Nachdem die 54 Sieger des 58. Eu-
ropäischen Wettbewerbs durch Ober-
bürgermeister Michael Kissel und den 
Kreisvorsitzenden Dr. Jörg Koch in einer 
Feierstunde im Rathaus geehrt wurden, 
wurden deren Werke in der Geschäfts-
stelle der örtlichen Sparkasse ausgestellt. 
Koch unterstich, dass mit einer Beteili-
gung von 558 Schülerinnen und Schüler 
Worms an der Spitze im Land liege und 
dankte den Teilnehmenden und ihren 
Lehrkräften für das Interesse und die 
kreativen Ideen, die zum Thema der eh-
renamtlichen Tätigkeit entwickelt wur-
den. Oberbürgermeister Kissel gratulierte 
den preisgekrönten Kindern und Jugend-
lichen für ihr Interesse an Europa. Auch 
Ilias Romeos von der Sparkasse würdigte 
die Sieger, die verstanden hätten, dass 
es für eine gelebte europäische Gemein-
schaft nötig sei, dass Hilfe geleistet wer-
de, wo sie nötig sei. 

Trier

Besuch aus Luxemburg
 Zu einem Besuch weilte eine Delegati-
on der UEF Luxembourg in Trier. Präsiden-
tin Kitty Deville würdigte die sehr lange 
Freundschaft mit der Europa-Union Trier 
und gab der Hoffnung Ausdruck, dass die 
Integration Europas in einen föderativen 
Staat münden sollte. Kreisvorsitzender 
Prof. Dr. Werner Lorig freute sich über den 
freundschaftlichen Besuch aus Luxemburg 
und hieß alle Teilnehmenden zu einer Wein-
probe in den Gewölbekellern der Bischöf-
lichen Weingüter willkommen. Mitglied  
Dr. Karl-Heinz Faas, als Weinexperte über 
die Grenzen von Trier hinaus bekannt, führ-
te durch eine exquisite Weinprobe.

Zum Bürgerkonvent steuerte der Landesverband 
eine Ausstellung mit Werken von rheinland-
pfälzischen und polnischen Preisträgern des 
Europäischen Wettbewerbs bei. 

Bild: R. Däuwel-Türk

Infostand am Tag der Vereine in der Landauer 
Fußgängerzone: (v. l.) Maria-Helene Schlösser,  
Jörg Saalbach, Markus Ehrgott

Bild: EUD Landau  /  Südliche Weinstraße

Bild: EUD Bad Kreuznach
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Eine Lehrstunde in 
Sachen EURO und EZB
 Die Landesvorstände Hessen und Rhein-
land-Pfalz besuchten vor ihrer jährlichen 
gemeinsamen Sitzung, die dieses Mal vom 
Landesvorstand Hessen vorbereitet worden 
war, die Europäische Zentralbank in Hes-
sen und lauschten dabei dem Vortrag von  
Dr. Michael Sturm, der als Mitarbeiter der 
Generaldirektion Internationale und Europä-
ische Beziehungen in der EZB seinen Dienst 
tut. Es war eine Lehrstunde zum EURO und 
zu den Aufgaben des „Eurosystems“ in der 
Zentralbank. Da gab es Erläuterungen, dass 
die EZB sehr wohl nach § 18 der Satzung 
der EZB Anleihen kaufen darf, und zwar auf 
dem Sekundärmarkt und nicht auf dem Pri-
märmarkt. Es handele sich also gerade nicht 
um eine Staatsfinanzierung. Hier irrten all 
jene, die diesen Ankauf scharf kritisierten. 
Das Gerede von der harten DM sei ebenfalls 
nicht korrekt. Der EURO habe in den ersten 
12 Jahren seines Bestehens im Schnitt einen 
durchschnittlichen Inflationswert von 1,97 
Prozent aufgewiesen, in Deutschland nur 1,5 
Prozent. Die DM dagegen habe in den 70er 
Jahren fast 5 Prozent Inflation erreicht, in 
den 90er Jahren immerhin noch 2,2 Prozent. 

 In der gemeinsamen Sitzung der beiden 
Landesvorstände wurden u. a. zwei Anträ-
ge für den Bundeskongress in Berlin ver-
abschiedet – ein Novum, davon sind beide 
Landesvorstände überzeugt.

Schwalm-Eder

Politik und Pralinen
 Die vom Kreisverband gut vorbereitete 
und von Georg Keil geleitete Fahrt führte 

zunächst in die Stadt Karls 
des Großen, nach Aachen. 
Dort wurden historische 
Bauten besichtigt, die teil-
weise als Weltkulturerbe der 
UNESCO bewertet sind. Die 
Gruppe sah allerdings auch 
viele Bausünden der Nach-
kriegszeit, die das histori-
sche Stadtbild sehr negativ 
beeinflussen. Stammquar-
tier bezogen die Schwälmer 
in Gent. Dort genossen sie 
die Köstlichkeiten der flämi-
schen Gastronomie. Eigent-

Hessen licher Höhepunkt der Informationsfahrt war 
die Europastadt Brüssel mit den Einrichtun-
gen der Europäischen Union. Aussprachen 
mit dem hessischen MdEP Michael Gahler 
und in der Landesvertretung über aktuelle 
europapolitische Fragen gaben Aufschluss 
über die vielfältigen anstehenden Fragen 
und Probleme. Die Gruppe gab Anregungen 
für die Gestaltung der Arbeit unserer Lan-
desvertretung, in der auch die französische, 
italienische und polnische Partnerregion 
tätig sind. Natürlich fanden auch die ku-
linarischen Genüsse der Chocolatiers und 
Bierbrauer großen Anklang bei den Gästen 
aus dem Schwalm-Eder-Kreis. Historische 
Bauten standen im Mittelpunkt des Inter-
esses beim Gang durch die historischen 
Altstädte in Brüssel und Gent und durch 
die größte Fußgängerzone Belgiens in Gent. 
Über Fragen der heutigen und künftigen 
Energieversorgung informierte sich die 
Gruppe bei der Rückreise im modernsten 

Braunkohlekraftwerk von RWE in Nieder-
aussem bei Köln. Attraktionen waren dabei 
der Blick in die Anlagen von oben in den 
Brennofen und vom höchsten Turm in die 
Rheinische Tiefebene.

Himmelsstürmer
 Bereits im 44. Jahr organisierte der Kreis-
verband ein Jugend- und Familientreffen in 
der südfranzösischen Partnergemeinde Clé-
on d‘Andran. Unter Leitung des stellvertre-
tenden Kreisvorsitzenden Volker Damm er-
lebten 20 Jugendliche ein spannendes Pro-
gramm unter dem Motto „Himmelsstürmer – 

Am Stand der Europa-Union beim Hessentag 2011 
in Oberursel: Landtagsabgeordnete Nancy Faeser 
(SPD) und EUD-Landesvorsitzender Thomas Mann 
MdEP (CDU).    Bild: SPD-Landtagsfraktion Hessen

Leiten die gemeinsame Vorstandssitzung von Europa-Union Hessen 
und Rheinland-Pfalz: die Landesvorsitzenden Thomas Mann MdEP (l.) 
und Dr. Friedhelm Pieper   Bild: EUD Hessen

Empfang beim Europaabgeordneten Michael Gahler (M.)  Bild: Europäisches Parlament
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wir wollen immer hoch hinaus!“ Höhepunkt 
war ein Rundflug mit Ultraleichtflugzeugen 
über die Region von Montélimar. Beim Ge-
genbesuch einer französischen Gruppe in 
Wasenberg revanchierten sich die Gastge-
ber mit einem Rundflug über das reizvolle 
Gebiet der Schwalm. Das Jahresthema bot 
vielfältige Ansätze und Erkenntnisse aus 
Kirche und Religion, Architektur und Land-
schaft, Sport und Wirtschaft, Luftfahrt und 
Luftwaffe, Geschichte und Politik. Es er-
möglichte aber auch ein Nachdenken über 
die eigene Lebenssituation (in Schule und 
Beruf) und persönliche Zukunftsträume.

Main-Taunus

Treffen mit  
Bürgermeister
 
 Der Kreisvorstand der Europa-Union traf 
sich zu einem europapolitischen Austausch 
mit Bürgermeister Norbert Altenkamp im 
Badehaus der Stadt Bad Soden. Mit großem 
Interesse folgten die Vorstandsmitglieder 
unter der Leitung von Thomas Mann MdEP 
den Ausführungen von Altenkamp, der die 
Wichtigkeit der Beziehungen zu den vier 
Partnerstädten erläuterte: Rueil-Malmaison 
in Frankreich, Kitzbühel in Österreich, Fran-
zensbad in Tschechien sowie Yoro-cho in 
Japan. Die Bürger seien beispielgebend en-
gagiert in den Partnerschaftsvereinen, so 
dass der Kontakt zwischen den Kommunen 
bei allen Altersstufen großen Anklang ge-
funden habe. Die Stadt Bad Soden habe, so 
Altenkamp, einen besonderen Bezug zu Eu-
ropa: Bereits seit Mitte des 19. Jahrhunderts 
sei die Stadt zu einem internationalen Kurort 
geworden mit prominenten Gästen aus vie-
len heutigen EU-Mitgliedstaaten. Aufgrund 
seiner vielfältigen kulturellen, ökologischen 

ischen Aspekten der Sicherheitspolitik. Eine 
seiner zentralen Forderungen ist deutlich 
mehr Engagement der Europäischen Union 
in Fragen der gemeinsamen Sicherheitspo-
litik. Diesbezüglich hat Jung auch gewis-
se Erwartungen an die Hohe Beauftragte 
für Außen- und Sicherheitspolitik der EU,  
Catherine Ashton. Zudem hätte er die 
Wehrpflicht in Deutschland nicht aufgege-
ben, betonte Jung kritisch vor vollbesetztem 
Saal in der hessischen Landeshauptstadt. 

Niederelz erneut  
Vorsitzender
 Die Europa-Union in der Landeshaupt-
stadt Wiesbaden und im Rheingau-Tanus-
Kreis hat ihren Vorstand neu gewählt: 
Neuer und alter Vorsitzender ist Peter  
H. Niederelz. Neue stellvertretende Vorsit-
zende ist die Gymnasiallehrerin Christiane 
M. Liedke. Neuer Schatzmeister ist Dr. Mi-
chael Bochen und neue Schriftführerin Lilo  
Kathe. Der langjährige stellvertretende Vor-
sitzende Prof. Dr. Gottfried Herbig und die 
langjährige Schatzmeisterin Elfriede Oertel 
wurden mit großem Dank der Versammlung 
aus ihren Ämtern verabschiedet. Niederelz 
stellte nach seiner Wahl eine Reihe neuer 
Aktionen mit dem Titel „Unser Europa“ vor, 
darunter auch Veranstaltungen mit inter-
nationalen Referenten.

Verantwortlich: Hildegard Klär

und touristischen Möglichkeiten erfreue 
sich Bad Soden nach wie vor großer Beliebt-
heit. Seinen Bericht über die Wirtschaftsla-
ge, die Situation an den drei Grundschulen 
und die Skulpturenausstellung im Stadtpark 
beendete der Bürgermeister mit der klaren 
Zusage: „Wir unterstützen weiterhin die 
Arbeit der Europa-Union Main-Taunus, die 
sich erfolgreich mit Kontakten zu Schulen, 
Kommunen, Unternehmen und Städtepart-
nerschaften befasst!“

Wiesbaden / Rheingau-Taunus

Sicherheitspolitik  
diskutiert
 Einen besonderen Gast konnte Kreis-
vorsitzender Peter H. Niederelz begrüßen: 
Bundesverteidigungsminister a. D. Dr. Franz-
Josef Jung sprach in Wiesbaden zu europä-

Der ehemalige Bundesverteidigungsminister Franz-Josef Jung und Kreisvorsitzender Peter H. Niederelz 
Bild: EUD Wiesbaden / Rheingau-Taunus

Europäische Himmelsstürmer in der französischen Partnergemeinde Bild: EUD Schwalm-Eder



funkanstalt pro Land die exklusiven Rechte zur 
Liveübertragung der Premier-League-Spiele 
verkauft. Um diese Exklusivität zu schützen, 
wurde den Anstalten per Lizenzvertrag unter-
sagt, die Decoderkarten Fußballfans in ande-
ren Staaten zur Verfügung zu stellen.

Weitere Informationen:  
http://curia.europa.eu/jcms/jcms/j_6/

Quelle: EU-Kommission

Hinweise und
Anregungen
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Neues Besucher- 
zentrum eröffnet
 „Parlamentarium“ heißt das neue Aus-
stellungs- und Besucherzentrum des Euro-
päischen Parlaments in Brüssel. Auf 5.400 
Quadratmetern werden die europäische Inte-
gration, die Arbeit der EU und des Parlaments 
nachvollziehbar und erlebbar gemacht. Eine 
„spannende Reise durch die Herzkammer der 
europäischen Demokratie“ verspricht Par-
lamentspräsident Jerzy Buzek. Dafür wird 
modernste Technik eingesetzt: iPods als elek-
tronische Ausstellungsführer, eine 360-Grad-
Panorama-Projektion des Plenarsaals, eine 
digitale Europakarte oder 3D-Lichtinstallatio-
nen aus Zehntausenden von LEDs. Für Kinder 
und Jugendliche gibt es besondere Führungen. 
Das Parlamentarium kann kostenlos an sieben 
Tagen in der Woche besucht werden.

Weitere Informationen: 
www.europarl.europa.eu/visiting/de/parla-
mentarium.html

Mit weniger  
mehr erreichen
 Damit auch künftige Generationen noch 
genügend gutes Wasser, fruchtbare Böden 
und saubere Luft zur Verfügung haben und 
sich über eine hohe Lebensqualität freuen 
können, müssen wir sorgsamer mit wich-
tigen Ressourcen umgehen. Wer sich beim 
Einkaufen schon für umweltfreundliche 
Produkte entscheidet, kann damit wert-
volle Rohstoffe schützen. Daher hat die 
EU-Kommission die Kampagne „Generation 
Awake. Your choices make a world of dif-
ference“ gestartet. Hauptinstrumente sind 
ein Videoclip, eine spezielle Webseite sowie 
eine Facebook-Seite. Dort werden Besucher 
unter anderem angespornt, über Auswir-
kungen für die Umwelt nachzudenken und 
beispielsweise einen Monat lang nur mit 
öffentlichen Verkehrsmitteln zu fahren oder 
kürzer zu duschen, um Wasser zu sparen.

Weitere Informationen:  
www.generationawake.eu

Auch immaterieller 
Schaden muss ersetzt 
werden
 Wenn ihr Flug gestrichen wurde, können 
Passagiere in der EU neben Ausgleichsleis-
tungen für ihre materiellen Schäden auch 
eine Wiedergutmachung für den immate-
riellen Schaden von bis zu 4.750 Euro ver-
langen. Das hat der Europäische Gerichtshof 
entschieden. Die Richter präzisierten zudem 
den Begriff „Annullierung“. Dieser umfasse 
auch den Fall, dass ein Flugzeug gestartet 
ist, aber anschließend, aus welchen Grün-
den auch immer, zum Ausgangsflughafen 
zurückkehren muss, und die Fluggäste auf 
andere Flüge umgebucht werden. In dem 
Verfahren ging es um einen Air-France-Flug 
von Paris in die nordwestspanische Stadt 
Vigo. Die Maschine war pünktlich gestartet, 
musste wegen technischer Probleme aber 
umdrehen. Die Flüge wurden auf den Folge-
tag umgebucht, einige Passagiere erhielten 
bis zu ihrem Abflug am nächsten Tag aber 
nicht die per EU-Verordnung vorgeschriebe-
ne Unterstützung am Flughafen.

Weitere Informationen:  
http://curia.europa.eu/jcms/jcms/j_6/

EuGH kippt Verbot 
ausländischer  
Decoderkarten
 Fußballfans dürfen Spiele, die im Bezahl-
fernsehen übertragen werden, auch dann 
ansehen, wenn sie sie mit Decoderkarten aus 
dem Ausland entschlüsseln. Das entschied der 
Europäische Gerichtshof und erklärte, exklusi-
ve Lizenzregelungen einer nationalen Fußball-
liga, die dies verhindern sollen, schränkten den 
freien Dienstleistungsverkehr unzulässig ein. 
Damit unterlag die englische Fußball-Profi-
Liga (FAPL) im Streit mit einer britischen Gast-
stättenbetreiberin. Diese hatte in Griechenland 
billigere Decoderkarten gekauft und damit das 
dem britischen Sender Sky für Großbritanni-
en zugesicherte Sendemonopol für Spiele der 
höchsten englischen Liga unterlaufen. Das sei 
ihr gutes Recht, stellte der Gerichtshof fest. 
Die FAPL hatte EU-weit jeweils nur einer Rund-
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